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Entwurf 
Gesetz über die Feststellung eines Haushaltsplanes 

für die Haushaltsjahre 2011 und 2012  
(Haushaltsgesetz 2011/2012) 

Vom     Dezember 2010 
 
 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 

§   1 Feststellung des Haushaltsplanes 

§   2 Kreditermächtigungen, derivative Finanz-
geschäfte 

§   3 Kredit- und Zinsmanagement 

§   4 Haushaltswirtschaftliche Sperren 

§   5 Betragsgrenzen bei über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben und Verpflichtungen 

§   6 Zusätzliche Ausgaben und Verpflichtun-
gen 

§   7 Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

§   8 Allgemeine und Einzelplan übergreifende 
Bewirtschaftungsregeln 

§   9 Struktur- und Funktionalreform 

§ 10 Deckungsfähigkeit und Rücklagen 

§ 11 Stellenübersichten 

§ 12  Leerstellen 

§ 13 Ausbringung und Übertragung von Plan-
stellen und Stellen 

§ 14 Ermächtigungen für sonstige Personal 
bewirtschaftende Maßnahmen 

§ 15 Übernahme von geprüften Nachwuchs-
kräften 

§ 16 Grundstücksangelegenheiten 

§ 17 Sonstige Vermögensgegenstände 

§ 18 Bürgschaften und andere Sekundärver-
pflichtungen 

§ 19 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Innenministeriums 

§ 20 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Finanzministeriums 

§ 21 Beteiligung an der HSH Nordbank AG 

§ 22 Hochschulen und Forschungsinstitute 



 

   

- 4 -

§ 23 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr 

§ 24 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Bildung und 
Kultur 

§ 25 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Justiz, 
Gleichstellung und Integration 

§ 26 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Arbeit, Sozia-
les und Gesundheit 

§ 27 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume 

§ 28 Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministerpräsidenten 

§ 29 Investitionsbank 

§ 30 Ermächtigung zur Änderung der Ansätze 
für die Gemeinschaftsaufgaben 

§ 31 Solländerungen 

§ 32 Weitergeltung von Bestimmungen 

§ 33 Änderung des Schulgesetzes 

§ 34 Schulgirokonten 

§ 35 Inkrafttreten 
 



   

Gesetzestext und Einzelbegründungen 

Gesetzestext 
 

Begründung 

§ 1 
Feststellung des Haushaltsplanes 

 

 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haus-
haltsplan des Landes Schleswig-Holstein wird in 
Einnahme und Ausgabe auf  
 

12 276 105 600 Euro für das Haushaltsjahr 2011 
 
und auf 
 

12 246 240 600 Euro für das Haushaltsjahr 2012 
 
sowie hinsichtlich der Verpflichtungsermächtigun-
gen auf 
 

642 628 000 Euro für das Haushaltsjahr 2011 
 
und auf 
 

431 737 000 Euro für das Haushaltsjahr 2012 
 
festgestellt. 
 

Feststellung der Beträge für die Haushaltsjahre 2011 
und 2012. 

 
 

 

§ 2 
Kreditermächtigungen, 

derivative Finanzgeschäfte 
 

 

(1) Das Finanzministerium darf zur Deckung der 
Ausgaben Kredite bis zum Höchstbetrag von 
 

4 617 294 600 Euro für das Haushaltsjahr 2011 
 
und 
 

4 215 534 800 Euro für das Haushaltsjahr 2012 
 
aufnehmen. Die im Rahmen der Übernahme der 
Verbindlichkeiten der GVB auf das Land aufzu-
nehmenden Kredite sind auf den Ermächtigungs-
rahmen anzurechnen. Bei Diskontpapieren ist nur 
der Nettobetrag auf die Kreditermächtigung des 
jeweiligen Haushaltsjahres anzurechnen. 
 

Festsetzung der Beträge für die Haushaltsjahre 2011 
und 2012 sowie Streichung des Zustimmungsvorbe-
haltes (bisheriger Satz 3) in Folge der geänderten 
Regelung in § 21 Absatz 1. 

(2) Das Finanzministerium darf ab Oktober des 
jeweiligen Haushaltsjahres im Vorgriff auf die 
Kreditermächtigung des nächsten Haushaltsjah-
res Kredite bis zur Höhe von 5 % des in § 1 für 
die Einnahmen und Ausgaben des betreffenden 
Haushaltsjahres festgestellten Betrages aufneh-
men. Die hiernach aufgenommenen Kredite sind 
auf die Kreditermächtigung des folgenden Haus-
haltsjahres anzurechnen. 
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(3) Kredite und derivative Finanzgeschäfte nach § 
18 Abs. 7 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
sind in inländischer Währung abzuschließen. Eine 
Aufnahme von Fremdwährungskrediten ist zuläs-
sig, wenn das damit verbundene Wechselkursrisi-
ko bezüglich Kapital und Zinsen in voller Höhe 
durch Wechselkurssicherungsgeschäfte ausge-
schlossen wird. Auf die jeweilige Kreditermächti-
gung des Absatzes 1 ist der sich nach der Wech-
selkurssicherung ergebende Kapitalbetrag in 
inländischer Währung anzurechnen. 
 

 

(4) Die Höchstgrenze für Zinsänderungsrisiken   
(§ 3 Abs. 3 Satz 2) wird für das Haushaltsjahr 
2011 auf  50 000 000 Euro  und für das Haus-
haltsjahr 2012 auf  90 000 000 Euro festgesetzt. 
 

Festsetzung der Beträge für die Haushaltsjahre 2011 
und 2012. 

(5) Das Finanzministerium darf im Eigenbestand 
befindliche Wertpapiere des Landes vorüberge-
hend Kreditinstituten gegen Entgelt überlassen. 
 

 

(6) Das Finanzministerium darf Kassenverstär-
kungskredite bis zu 10 % des in § 1 für Einnah-
men und Ausgaben des jeweiligen Haushaltsjah-
res festgestellten Betrages aufnehmen. Darüber 
hinaus darf das Finanzministerium zur Deckung 
eines n icht vorhergesehenen Liquiditätsbedarfs 
Vereinbarungen m it K reditinstituten abschließen, 
die eine kurzfristige Liquiditätsbeschaffung durch 
Beleihung von im Eigenbestand des Landes be-
findlichen Wertpapieren bis zu einem Betrag von 
500 000 000 Euro ermöglichen. 
 

 

(7) Das Finanzministerium darf Darlehen, die der 
Bund den Ländern zweckgebunden gewährt, mit 
dem auf Schleswig-Holstein entfallenden Anteil 
aufnehmen. Ferner darf das Finanzministerium 
Darlehen aus dem sonstigen öffentlichen Bereich 
aufnehmen, die zweckgebunden für eine im 
Haushaltsplan veranschlagte Maßnahme gewährt 
werden und die zinsgünstiger als Kapitalmarktdar-
lehen sind. 
 

 

 Der bisherige Absatz 8  ist in Folge der Einführung der 
Regelungen zur sog. "Schuldenbremse" durch die 
Änderung der Artikel 53 und 59 a Landesverfassung 
vom ... Juni 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. ...) nicht mehr 
erforderlich. 

 
 

 

§ 3 
Kredit- und Zinsmanagement 

 

 

(1) Beim Finanzministerium ist ein Kredit- und 
Zinsmanagement einzurichten. 
 

 



 

   

- 7 -

(2) Das Kredit- und Zinsmanagement beschafft 
die im Haushalt veranschlagten Kreditmarktmittel, 
schließt derivative Finanzgeschäfte gemäß § 18 
Abs. 7 LHO ab und verwaltet den Schulden- und 
Derivatbestand des Landes. Es plant und steuert 
die Struktur der Kreditmarktschulden sowie die 
derivativen Finanzgeschäfte in Abhängigkeit von 
der erwarteten Entwicklung der Kreditmarktzinsen 
mit dem Ziel, die Zinsausgaben des Haushalts 
über einen längerfristigen Planungszeitraum unter 
Beachtung von Zinsänderungsrisiken zu optimie-
ren. Bei der Planung und Steuerung der Zinsaus-
gaben aus den Kreditmarktschulden sind insbe-
sondere der Zeitpunkt der Kreditaufnahme, die 
Fälligkeits- und Zinsbindungsstruktur der Kredit-
marktschulden festzulegen und zinsgünstige 
Möglichkeiten der Kreditbeschaffung zu nutzen. 
Durch den ergänzenden Einsatz derivativer Fi-
nanzgeschäfte kann die Zinsbindungsstruktur der 
Kreditmarktschulden zusätzlich gestaltet werden. 
 

 

(3) Das Kredit- und Zinsmanagement orientiert 
sich bei der Planung und Steuerung der Zinsaus-
gaben an der Ergebnis-Risiko-Struktur eines vor-
gegebenen Referenzportfolios. Die auf der Basis 
des Zinsänderungsrisikos des Referenzportfolios 
festgelegten Höchstbeträge für Zinsänderungsri-
siken sind einzuhalten. Zinsänderungsrisiken 
stellen potenzielle Mehrbelastungen der künftigen 
Haushalte mit Zinsausgaben dar, die sich bei 
einer von den Annahmen der Haushalts- und 
Finanzplanung abweichenden Entwicklung der 
Kreditmarktzinsen ergeben. Die Ermittlung der 
Zinsänderungsrisiken erfolgt mit Hilfe eines stan-
dardisierten Risikoszenarios für die Zinsentwick-
lung. 
 

 

(4) Die mit dem Abschluss derivativer Finanzge-
schäfte verbundenen Kreditrisiken sind durch 
geeignete Verfahren, die die Bonität der Ver-
tragspartner und die Risikostruktur der 
abgeschlossenen Geschäfte berücksichtigen, zu 
begrenzen. Betriebs- und Abwicklungsrisiken sind 
durch organisatorische und 
personalwirtschaftliche Maßnahmen sowie durch 
eine funktionale Trennung des Abschluss- und 
Abwicklungsbereichs zu begrenzen. 
 

 

(5) Einnahmen aus dem Verkauf von Zinsoptio-
nen sind zur Risikovorsorge einer Zinsausgleichs-
rücklage zuzuführen und zweckgebunden zum 
Ausgleich von Zinsmehrausgaben zu verwenden. 
Soweit Rücklagenmittel nicht mehr zur Abde-
ckung optionaler Zinsänderungsrisiken benötigt 
werden, sind sie zum Ausgleich von Zinsmehr-
ausgaben während des Haushaltsvollzugs und 
zur Verstetigung der Zinsausgabenentwicklung im 
Finanzplanungszeitraum einzusetzen. 

 

 
 
 
 

 



 

   

- 8 -

§ 4 
Haushaltswirtschaftliche Sperren 

 

 

(1) Über die Bestimmung des § 41 LHO hinaus 
darf das Finanzministerium Ausgaben sperren, 
wenn und soweit hierfür unvorhergesehen von 
anderer Seite Zuwendungen bereitgestellt wer-
den. Gleiches gilt, w enn Änderungen im Bun-
desrecht oder auf EU-Ebene zu Minderausga-
ben im Landeshaushalt führen. 
 

Die Landesregierung wird dem Bundesrat Gesetzent-
würfe vorlegen, durch die Änderungen im Bundes-
recht mit dem Ziel herbeigeführt werden sollen, die 
durch Bundesrecht bedingten Ausgaben des Landes 
zu senken. Ebenso wird die Landesregierung solche 
Gesetzentwürfe unterstützen. Gleiches gilt für Ände-
rungen auf EU-Ebene. Im Falle erfolgreicher Initiativen 
können mit der neuen Ermächtigung die Minderbedar-
fe bei den entsprechenden Ausgabetiteln gesperrt 
werden.  
Der bisherige Satz 2 ist aufgrund der verfassungs-
rechtlichen Änderungen zur Schuldenbremse entbehr-
lich. 
 

(2) Nach § 41 LHO und nach Absatz 1 gesperrte 
Beträge sind in der Landeshaushaltsrechnung als 
Minderausgabe nachzuweisen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Realisierung von globalen Minderausgaben Aus-
gaben zu sperren. 
 

Für die Überwachung des Haushaltsvollzugs sind die 
Fachressorts verantwortlich. Das Finanzministerium 
hat in der Praxis kaum Möglichkeiten, Haushaltsüber-
schreitungen vor ihrem Entstehen festzustellen und 
dem mit Erlass einer Sperre zu begegnen. Daher ist 
dieser Regelungsteil des bisherigen Abs. 3 zu strei-
chen. 
 

 
 

 

§ 5 
Betragsgrenzen bei über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben 

und Verpflichtungen 
 

 

(1) Der gemäß § 37 Abs. 2 Buchst. a LHO zu 
bestimmende Betrag wird auf 500 000 Euro fest-
gesetzt. 
 

 

(2) Der gemäß § 37 Abs. 3 LHO zu bestimmende 
Rahmen wird auf mehr als 500 000 Euro bis zu 
2 500 000 Euro festgesetzt. 
 

 

 
 

 

§ 6 
Zusätzliche Ausgaben 
und Verpflichtungen 

 

 

(1) Das Finanzministerium darf, auch wenn kein 
Fall des § 37 Abs. 1 oder des § 38 Abs. 1 LHO 
vorliegt, in Ausgaben oder in Verpflichtungen 
einwilligen, wenn und soweit hierfür nicht veran-
schlagte Mittel zweckgebunden von anderer Seite 
gezahlt oder rechtsverbindlich zugesagt sind. 
 

 



 

   

- 9 -

(2) Unvorhergesehene dringliche Ausgaben, in 
denen kein Fall des § 37 Abs. 1 LHO vorliegt, 
dürfen bis zu einem Betrag von 100 000 Euro im 
Einzelfall pro Haushaltsjahr geleistet werden, 
wenn der Finanzausschuss einwilligt und die De-
ckung gesichert ist. Der Gesamtbetrag der Aus-
gaben darf 1 500 000 Euro pro Haushaltsjahr 
nicht übersteigen.  
 

 

 
 

 

§ 7 
Bewirtschaftung des Einzelplans 12 

 

 

(1) Im Einzelplan 12 dürfen bei den Hauptgruppen 
7 und 8 mit Ausnahme der Gruppe 711 Ausgaben 
nur mit Einwilligung des Finanzministeriums ge-
leistet werden. 
 

 

(2) Im Einzelplan 12 sind die Ausgaben für die 
Bauunterhaltung (Gruppe 519) übertragbar. 
 

 

(3) Im Einzelplan 12 sind 
 
1. innerhalb der einzelnen Kapitel die Ausgaben 

der Gruppe 519 und der Gruppe 711 gegen-
seitig deckungsfähig, 

 
2. innerhalb des Einzelplans mit Zustimmung 

des Finanzministeriums gegenseitig de-
ckungsfähig die Ausgaben der Gruppen 712 
bis 749 und 894. 

 

 

 
 

 

§ 8 
Allgemeine und Einzelplan übergreifende 

Bewirtschaftungsregeln 
 

 

(1) Aus den Ausgaben der Titel 422 03 dürfen 
auch die Vergütungen der Auszubildenden im 
Sinne des § 4 Abs. 2 oder 3 des Landesbeam-
tengesetzes gezahlt werden. 
 

Anpassung an das geänderte LBG. 

(2) Innerhalb der einzelnen Kapitel fließen die 
Einnahmen aus 
 
1. der Anfertigung von Fotokopien und aus Ver-

vielfältigungen für Dritte, 
 
2. Schadensersatzleistungen Dritter, die nicht im 

Zusammenhang mit Kfz-Unfällen stehen, in-
soweit, als sie zur Instandsetzung bestimmt 
sind, sowie aus der Abgabe von Betriebsstof-
fen und Ersatzteilen an Dritte und 

 
3. Erstattungen Dritter im Zusammenhang mit 

Ausgaben der Gruppe 517, 
 
den Ausgaben der Obergruppe 51 zu. 
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(3) Erstattungen von Personalausgaben (Haupt-
gruppe 4) und Eingliederungszuschüsse der Bun-
desagentur für Arbeit können durch Absetzen von 
der Ausgabe vereinnahmt werden. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für die 
Durchführung des „Sabbatjahres“ in den jeweili-
gen Kapiteln Titel für Zuführungen an die zweck-
gebundene Rücklage zu Lasten der Personalkos-
tentitel, für Entnahmen aus der Rücklage sowie 
andere damit im Zusammenhang stehende Titel 
einschließlich der entsprechenden Haushaltsver-
merke einzurichten. 
 

 

(5) Für die Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern im Rahmen von Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen können zu Lasten von 
Titeln der Gruppe 427 für die Dauer der von der 
Bundesanstalt für Arbeit zugesagten Förderung 
Arbeitsverträge auch über das Haushaltsjahr hin-
aus abgeschlossen werden. 
 

 

(6) Das Finanzministerium unterrichtet den Fi-
nanzausschuss, wenn im Verlauf des Haushalts-
jahres erkennbar wird, dass bestimmte Ausgabe-
titel voraussichtlich in erheblichem Umfang nicht 
ausgeschöpft werden. 
 

 

 Der bisherige Absatz 7 wird gestrichen, da innerhalb 
der vorgegebenen knappen Budgets Bewirtschaf-
tungsbeschränkungen nicht angebracht sind. 
 

(7) Werden veranschlagte Investitionen im Haus-
haltsvollzug bei nachgewiesener Wirtschaftlichkeit 
durch alternative Beschaffungsformen (wie z.B. 
Leasing- oder ähnliche Verträge) ersetzt, so sind 
die hierfür erforderlichen Mittel auf einen ggf. 
neu einzurichtenden Titel der Hauptgruppe 5 
umzusetzen (Solländerung).  Die Einsparungen 
sind bei den jeweiligen Investitionen als Minder-
ausgaben nachzuweisen. 
 

Für die Finanzierung alternativer Beschaffungsformen, 
wie z.B. Leasing, kann es ggf. zweckmäßig sein, neue 
Titel der HG 5 einzurichten. 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des zuständigen Ressorts und nach Maß-
gabe der Entscheidung der Landesregierung 
Haushaltsmittel gegen Deckung bereit zu stellen, 
die zur Abwehr einer drohenden Schadenslage im 
Schleswig-Holsteinischen Küstenmeer erforder-
lich sind, und die entsprechenden Titel einzurich-
ten. Der Finanzausschuss ist unverzüglich zu 
unterrichten. 
 

 

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, in 
Abstimmung mit dem Innenministerium Ab-
schlagszahlungen auf das erwartete Abrech-
nungsergebnis im Rahmen des Kommunalen 
Finanzausgleichs an die Kommunen festzuset-
zen, wenn die aufgrund der Steuerschätzung zu 
erwartenden Steuereinnahmen das veranschlagte 
Haushaltssoll wesentlich übersteigen. Die Mehr-
ausgaben sind durch entsprechende Steuer-
mehreinnahmen zu decken. 
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(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Innenministeriums im Einvernehmen 
mit dem betroffenen Fachressort für die Einfüh-
rung der Ressortdeckung im Bereich der Statistik 
Titel einschließlich der entsprechenden Haus-
haltsvermerke im jeweiligen Einzelplan des für 
das betreffende Statistikgesetz zuständigen Mi-
nisteriums sowie andere damit im Zusammen-
hang stehende Titel und Haushaltsvermerke ein-
zurichten  und für diesen Zweck die erforderlichen 
Mittel aus dem Einzelplan 04 umsetzen. 
 

 

(11) Zur Durchführung von ÖPP-Projekten, deren 
Wirtschaftlichkeit nachgewiesen ist, wird das Fi-
nanzministerium im Einvernehmen mit dem jewei-
ligen Ressort ermächtigt, Ausgaben und Ver-
pflichtungsermächtigungen zu einem von ihm 
einzurichtenden Titel der Hauptgruppen 5 oder 8 
im selben Kapitel umzusetzen, wenn und soweit 
Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen für 
die Maßnahme vorgesehen waren. Minderausga-
ben bei den jeweiligen Investitionstiteln sind ein-
zusparen.  
 

 

(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
der Übertragung von Aufgaben an Dataport oder 
an andere Dienstleister im Bereich der IT durch 
die Ressorts (Outsourcing), den Titel 1103 - 533 
56 (Ausgaben aufgrund von Werkverträgen und 
anderen Vertragsformen) in Höhe der anfallenden 
Mehrausgaben für korrespondierende Dienstleis-
tungsverträge zu erhöhen, wenn sie durch Min-
derausgaben in den Einzelplänen der betreffen-
den Ressorts gedeckt sind.  
 

 

(13) Das Finanzministerium w ird ermächtigt, 
im Zusammenhang mit der Zuführung von 
Mitteln an einen durch Landesgesetz zu re-
gelnden Versorgungsfonds die erforderlichen 
Titel mit den entsprechenden Ansätzen und 
den entsprechenden Haushaltsv ermerken 
einzurichten und zu ändern sow ie die hierfür 
erforderlichen Mittel aus den Einzelplänen 
umzusetzen, w enn und sow eit die Maßnah-
men gedeckt sind.  

Für neu entstehende Pensionsverpflichtungen soll ein 
Versorgungsfonds eingerichtet werden, sobald die 
regelmäßige Bedienung dieses Fonds ohne zusätzli-
che Kreditfinanzierung möglich ist.  
Im Interesse einer ggf. in den Haushaltsjahren 
2011/2012 noch denkbaren Errichtung eines Fonds 
durch ein gesondertes Errichtungsgesetz wird vor-
sorglich die Ermächtigung ausgebracht, um etwaige 
Zuführungen an den Fonds zu leisten. Die Finanzie-
rung erfolgt zentral über den Einzelplan 11 zu Lasten 
der Einzelpläne.  
 

 
 

 

§ 9 
Struktur- und Funktionalreform 
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(1) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium und mit Einwilligung 
des Finanzausschusses für die im Rahmen der 
Funktionalreform vorgesehene Übertragung von 
bisher vom Land wahrgenommenen Aufgaben auf 
die Gemeinden, Kreise und kreisfreien Städte 
Haushaltsmittel gegen Deckung bereitstellen und 
die erforderlichen Titel einrichten. Zur Finanzie-
rung des Kostenausgleichs wird das Finanzminis-
terium ermächtigt, Ausgabeansätze zu sperren 
sowie Planstellen und Stellen mit kw-Vermerken 
zu versehen. 
 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses die zur   
Übertragung von Aufgaben des Landes auf den 
kommunalen Bereich oder zur Übertragung von 
Aufgaben auf Dritte im Rahmen der Verwaltungs-
strukturreform und Verwaltungsmodernisierung 
erforderlichen Änderungen im Landeshaushalt 
vorzunehmen. In diesem Zusammenhang dürfen 
Titel mit Haushaltsvermerken eingerichtet und in 
zusätzliche Ausgaben und Verpflichtungsermäch-
tigungen eingewilligt werden. In Höhe dieser zu-
sätzlichen Ausgaben und Verpflichtungen sind in 
den betreffenden Einzelplänen Einsparungen, 
insbesondere bei den Personalausgaben und den 
sächlichen Verwaltungsausgaben, zu erbringen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, mit 
Einwilligung des Finanzausschusses eine Ver-
pflichtungserklärung gegenüber kommunalen 
Trägern und Dritten, die Landesbedienstete im 
Rahmen der Übertragung von Landesaufgaben 
im Zusammenhang mit der Verwaltungsstruktur-
reform oder der Verwaltungsmodernisierung ü-
bernehmen, für die Übernahme der zeitanteiligen 
Versorgungsbezüge dieser Beamtinnen und Be-
amten für die Zeit nach ihrer Versetzung an die 
kommunalen Träger oder Dritte abzugeben. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den betroffenen Ressorts die 
zur Strukturreform von Landesbehörden erforder-
lichen Änderungen im Landeshaushalt vorzuneh-
men. In diesem Zusammenhang dürfen T itel neu 
eingerichtet, Mittel und Verpflichtungsermächti-
gungen umgeschichtet, und die aus stellenplan-
systematischen Gründen notwendigen Planstellen 
und Stellen für das vorhandene Personal mit den 
erforderlichen Vermerken im Stellenplan ange-
passt und ausgebracht werden. Die Maßnahmen 
dürfen nicht zu einer Erhöhung der Ausgaben 
führen. 
 

 

 
 

 

§ 10 
Deckungsfähigkeit und Rücklagen 
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(1) Abweichend von § 20 Abs. 1 und 2 LHO gilt 
zur Deckungsfähigkeit folgendes: 
 
1. Innerhalb desselben Einzelplans sind ge-

genseitig deckungsfähig die Ausgaben der 
Hauptgruppe 4 und der Obergruppen 51 bis 
54. 

 
2. Innerhalb desselben Einzelplans sind ge-

genseitig deckungsfähig die Ausgaben der 
Hauptgruppen 6 bis 8. 

 
Beide Regelungen gelten nur, sow eit es sich 
nicht um Ausgaben aus zw eckgebundenen 
Einnahmen handelt. 
 

Zur Erhöhung der Flexibilität der Budgets wird die 
Deckungsfähigkeit für die Haushaltsjahre 2011/2012 
erweitert. 

(2) Im Kapitel 1105 sind die Ausgaben der Titel 
431 01, 432 01 bis 432 29, 439 01 bis 439 05, 
631 01, 632 01, 633 01, 633 02, 636 02, 636 03 
und 671 01 gegenseitig deckungsfähig. 
 

Die Ausweitung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit 
ist erforderlich, um der Nachfolgeregelung zu § 107 b 
Beamtenversorgungsgesetz zu der Frage der Versor-
gungslastenteilung bei einem Dienstherrenwechsel 
von Beamtinnen und Beamten zwischen abgebenden 
und aufnehmenden Dienstherren Rechnung zu tragen. 
Hinsichtlich eines zukünftigen Dienstherrenwechsels 
von Beamtinnen und Beamten können naturgemäß 
keine Aussagen getroffen werden. Deshalb soll - bis 
zum Vorliegen von Erfahrungswerten - erhöhter Ver-
waltungsaufwand zur Deckung evtl. Mehrbedarfe 
durch die Ausweitung der Deckungsfähigkeit minimiert 
werden. 
 

 Der bisherige Absatz 2 wird nicht mehr benötigt. 
 

(3) Dem Landespolizeiamt, dem Landeskriminal-
amt und den Polizeidirektionen sollen die für die 
jeweiligen Dienstbereiche vorgesehenen Haus-
haltsmittel aufgeschlüsselt so zugewiesen wer-
den, dass das Innenministerium über die Rege-
lung in Absatz 1  hinaus eine gegenseitige De-
ckungsfähigkeit der Ausgaben der Titel der 
Hauptgruppe 5 und eine einseitige Deckungsfä-
higkeit der Hauptgruppe 5 zugunsten der Haupt-
gruppe 8 zulassen kann. 
 

Anpassung an die neue Regelung in Absatz 1. 

(4) Alle Ausgaben der Titel 518 01, 518 91 und 
1111-919 01 sind gegenseitig deckungsfähig.  
 

 

(5) Im Kapitel 0903 - Justiz - Justizvollzugsanstal-
ten - kann das Ministerium für Justiz, Gleich-
stellung und Integration  für Zwecke der Budge-
tierung über die Regelung in Absatz 1  hinaus 
eine einseitige Deckungsfähigkeit der Ausgaben 
der Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titelgruppe 
61 zugunsten der Hauptgruppe 8 zulassen. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung und 
die neue Regelung in Absatz 1. 
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(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht v erbrauchte Ausgaben der Obergruppe 
42 innerhalb eines Einzelplans Titel für die 
Zuführungen an zw eckgebundene Rücklagen, 
Entnahmen aus der Rücklage sow ie andere 
damit im Zusammenhang stehende Titel ein-
schließlich der entsprechenden Haushalts-
vermerke einzurichten und zu ändern. Die 
Mittel aus der Rücklage sind für Personalaus-
gaben und für Maßnahmen zu v erausgaben, 
die dem Personal zugute kommen. Die Mittel 
dienen somit der Verstärkung der entspre-
chenden Ausgabetitel. 
 

Die Wiederaufnahme der Regelung aus dem Haus-
haltsgesetz 2007/2008 für den Haushaltsvollzug hat 
sich als zweckmäßig erwiesen. 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
nicht verbrauchte Ausgaben der Hauptgrup-
pen 5 bis 8 innerhalb eines Einzelplans Titel 
für die Zuführungen an Rücklagen, Entnah-
men aus der Rücklage sow ie andere damit im 
Zusammenhang stehende Titel einschließlich 
der entsprechenden Haushaltsv ermerke ein-
zurichten und zu ändern. 
 

Ergänzend zu den Personalkostenrücklagen sollen 
auch sonstige Rücklagen zulässig sein. Diese dienen 
insbesondere dem Zweck, die Folgen künftiger Bud-
getreduzierungen zu mildern. 
 

 
 

 

  

§ 11 
Stellenpläne und Stellenübersichten 

 

 

 Der bisherige Absatz 1 kann gestrichen werden, da 
die Verbindlichkeit der Stellenpläne und -übersichten 
durch die Änderung des § 49 Abs. 5 LHO umfassend 
geregelt wird. 
 

(1) Die Einwilligung des Finanzministeriums nach 
§ 49 Abs. 5 Satz 2 LHO ist nicht erforderlich bei 
Abweichungen von den Stellenübersichten für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, soweit sie 
für die nach dem Überleitungstarifvertrag überge-
leiteten Beschäftigten durch nach den Tarifverträ-
gen vorzunehmende Höhergruppierungen, im 
Bewährungsaufstieg oder infolge Ablaufs einer 
bestimmten Frist bedingt sind. 
 

 

(2) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im 
Bewährungsaufstieg oder infolge Ablaufs einer 
bestimmten Frist höhergruppiert worden sind, 
sind auf den Stellen zu führen, aus denen die 
Höhergruppierungen erfolgt sind. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Stellenpläne und Stellenübersichten der Rechts-
lage anzupassen, wenn und soweit Rechtsvor-
schriften oder Tarifverträge mit besoldungs- oder 
tarifrechtlichen Auswirkungen dieses in den Haus-
haltsjahren 2011 und 2012 zwangsläufig erfor-
dern. 
 

Die Regelung ist auch für 2011/2012 erforderlich.  
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(4) Zur Erprobung einer Bew irtschaftung v on 
Planstellen und Stellen auf der Grundlage von 
Planstellen- und Stellengruppen dürfen die 
Fachministerien mit Einw illigung des Finanz-
ministeriums sowie im Einvernehmen mit dem 
Landesrechnungshof in geeigneten Bereichen 
von den Anforderungen des § 49 Landes-
haushaltsordnung abweichen. 
 

Im Rahmen des Projektes KoPers werden derzeit u.a. 
die Anforderungen für ein zukünftiges Personalmana-
gementsystem in der Landesverwaltung beschrieben. 
Dieses System soll auch eine Stellenverwaltung bein-
halten. Bisher wurden die Anforderungen basierend 
auf einer „klassischen“ Stellenbewirtschaftung defi-
niert, die sich gemäß den haushaltsrechtlichen Anfor-
derungen auf jede einzelne Planstelle/Stelle bezieht.  
Insbesondere für große Personalbereiche soll zukünf-
tig auch eine Stellenbewirtschaftung auf der Grundla-
ge größerer Stellengruppen erprobt werden. Dabei 
sollen - unter noch zu definierenden Rahmenbedin-
gungen - mehrere Planstellen/ Stellen zu größeren 
Gruppen zusammengefasst und faktisch als Summe 
bewirtschaftet und nachgewiesen werden können. 
Dem steht § 49 LHO zum Teil entgegen. Um ein sol-
ches Verfahren zumindest für geeignete Teilbereiche 
entwickeln und erproben zu können, wird insoweit 
eine Abweichung von den Vorgaben der LHO ermög-
licht. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 12 
Leerstellen 

 

 

(1) Die obersten Landesbehörden, die Landtags-
verwaltung und der Landesrechnungshof dürfen 
Leerstellen mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ 
ausbringen, wenn Beamtinnen oder Beamte, 
Richterinnen oder Richter oder Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer länger als sechs Monate 
aufgrund Gesetzes, Tarifvertrages oder Vereinba-
rung von ihrer Dienstleist ungspflicht befreit sind 
und nach Wegfall des Befreiungsgrundes An-
spruch auf Beschäftigung haben. Dasselbe gilt für 
Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Rich-
ter sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die für einen begrenzten Zeitraum zum Landes-
rechnungshof Schleswig-Holstein abgeordnet 
oder versetzt werden oder abgeordnet oder ver-
setzt worden sind. 
 

 

(2) Das Ministerium für Bildung und Kultur kann 
für Lehrkräfte Leerstellen mit dem Vermerk „künf-
tig wegfallend“ auch dann ausbringen, wenn die 
Lehrkraft aus den in Absatz 1 genannten Gründen 
für weniger als sechs Monate von der Dienst-
pflicht befreit ist. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 

(3) Für die Hochschulen gilt Absatz 1 mit Zustim-
mung des für die Hochschulen zuständigen Minis-
teriums entsprechend. 
 

 

 
 

 



 

   

- 16 -

§ 13 
Ausbringung und Übertragung 

von Planstellen und Stellen 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag der obersten Landesbehörden 
 

 

1. für freigestellte Personalratsmitglieder insge-
samt bis zu 17 Planstellen und Stellen  aus-
zubringen. Die Planstellen und Stellen sind mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend“ zu verse-
hen. In den Vorjahren ausgebrachte Planstel-
len und Stellen sind anzurechnen. 

 

Eine Erhöhung der Anzahl der Planstellen und Stel-
len ist trotz der Änderung der Freistellungskriterien in 
§ 36 Abs. 3 MBG (Erhöhung der Anzahl der Beschäf-
tigten) notwendig, um den erforderlichen Bedarf nach 
Änderung der Geschäftsverteilung bzw. Organisati-
onsänderungen in den Ressorts (Zusammenlegung 
von Dienststellen) abdecken zu können. § 36 Abs. 6 
MBG findet keine Anwendung für die Hauptpersonal-
räte. 
 

2. im Rahmen der Hochschulprogramme und für 
andere von Dritten durch Vereinbarung finan-
zierte Professuren und wissenschaftliche Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen befristet zusätzli-
che Planstellen und Stellen einzurichten, wenn 
und soweit die damit verbundenen Ausgaben 
gedeckt sind. Über die Veränderungen ist der 
Finanzausschuss zu unterrichten. 

 

 

3. zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung in 
den allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen für 

 
a) auf Dauer für den Unterricht eingeschränkt 

dienstfähige oder volldienstunfähige Lehr-
kräfte und 

 
b) vorzeitig in den Ruhestand versetzte Lehr-

kräfte, die nach ihrer Reaktivierung auf Dau-
er für den Unterricht eingeschränkt dienstfä-
hig oder voll dienstunfähig sind, 

 
bis zu 15 zusätzliche Planstellen und Stellen 
einzurichten. Die Planstellen und Stellen erhal-
ten den Vermerk „künftig wegfallend mit Aus-
scheiden der Stelleninhaberin/des Stelleninha-
bers“ und können in andere Einzelpläne über-
tragen werden. In Anspruch genommene 
Ermächtigungen aus den Vorjahren sind 
anzurechnen. Wirksam gewordene Vermerke 
„künftig wegfallend mit Ausscheiden der 
Stelleninhaberin/des Stelleninhabers“ fallen dem 
Ermächtigungsrahmen wieder zu (Stellenpool). 
Die in 2011 und 2012 entstehenden 
Mehrbedarfe werden gedeckt durch 
Einsparungen in Höhe von 75 % zu Lasten des 
Kapitels 1105 - Versorgung, Unfallfürsorge und 
Ausgleichsbeträge - und zu 25 % vom jeweils 
aufnehmenden Ressort. Das Finanzministerium 
wird ermächtigt, die zur Deckung erforderlichen 
Haushaltsmittel umzusetzen. 

 

Die Regelung ist auch für 2011/2012 erforderlich. 
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4. bei Vorliegen gesetzlicher Ansprüche (z.B. 
Rückkehr aus Beurlaubungen, Arbeitszeiter-
höhungen) zusätzliche Planstellen und Stellen 
einzurichten, sofern die Finanzierung gesichert 
ist. Die Planstellen und Stellen sind mit dem 
Vermerk „künftig wegfallend“ zu versehen. 

 

 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Schaffung von bis zu 78 zusätzlichen Ausbil-
dungsplätzen, davon mindestens 16 für Kaufleute 
für Bürokommunikation, Mittel gegen Deckung an 
anderer Stelle des Haus halts bereitzustellen, 
gegebenenfalls die erforderlichen Titel einzurich-
ten, Mittel umzusetzen und Stellen auszubringen. 
In Anspruch genommene Ermächtigungen aus 
Vorjahren sind anzurechnen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
Bedarf für das Kapitel 1319 neue Planstellen aus-
zubringen, sofern dies nicht zu einer Erhöhung 
des Zuschusses zum laufenden Betrieb des Lan-
deslabors führt. 
 

 

 
 
 
 
 

 

§ 14 
Ermächtigungen für sonstige 

Personal bewirtschaftende Maßnahmen 
 

 

(1) In der Landesverwaltung sollen 20 % der neu 
zu besetzenden Stellen für Auszubildende, An-
wärterinnen und Anwärter mit Schwerbehinderten 
besetzt werden. Das Nähere regelt  der Minister-
präsident im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium. 
 

Anpassung an die neue Ressortzuständigkeit. 

(2) Innerhalb der Einzelpläne dürfen in den Kapi-
teln ausgebrachte Planstellen und Stellen auch in 
anderen Kapiteln in Anspruch genommen wer-
den. Dabei darf es zu keiner Verstärkung des 
Kapitels 01 ‘Ministerium’ kommen. Über den wei-
teren Verbleib ist im nächsten Haushaltsplan zu 
bestimmen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium darf bei Bedarf auf 
Antrag der Fachministerien Stellen für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in Planstellen um-
wandeln. Die Umwandlungen dürfen nicht zu 
Mehrausgaben führen. 
 

 

(4) Ausgaben für die Vergabe von Leistungsstu-
fen nach § 27 Abs. 3 Bundesbesoldungsgesetz  
- Überleitungsfassung Schlesw ig-Holstein - in 
Verbindung mit der Leistungsstufenverordnung 
dürfen im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen 
aus den verbindlichen Personalkostenansätzen 
der Obergruppe 42 geleistet werden. 
 

Anpassung an das geänderte Beamtenrecht. 
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(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
partiell dienstunfähige Beamtinnen und Beamte, 
die bei anderen Einrichtungen weiterbeschäftigt 
werden können, bis zu 75 % der Personalausga-
ben zu Lasten des Kapitels 1105 und zugunsten 
eines Zuschusses an diese Einrichtung umzuset-
zen und zu diesem Zweck eventuell erforderliche 
Titel einzurichten. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zum 
Abbau von Personalüberhängen in der Landes-
verwaltung Planstellen und Stellen einschließlich 
der Personalmittel umzusetzen.  
 

 

 Der bisherige Absatz 7 wird wegen der Verbindlichkeit 
der Stellenübersichten gemäß § 49 Abs. 5 LHO nicht 
benötigt. 
 

(7) Bei den allgemeinbildenden Schulen (Kapitel 
0711 bis 0715) und den berufsbildenden Schulen 
(Kapitel 0716) dürfen mit Einwilligung des Fi-
nanzministeriums freie und besetzbare Planstel-
len/Stellen für Lehrkräfte mit bis zu zwei Lehrkräf-
ten in Ausbildung besetzt werden. Die Ermächti-
gung gilt für bis zu 700 Lehrkräfte in der Ausbil-
dung. 
 

Ausweitung der Einstellungsmöglichkeit von Lehrkräf-
ten in Ausbildung auf freien und besetzbaren Planstel-
len und Stellen für Lehrkräfte. Insbesondere soll Be-
werberinnen und Bewerbern der Realschullaufbahn 
mit Wartezeit eine Ausbildungsmöglichkeit eröffnet 
werden. 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die im 
Zusammenhang mit den bundeseinheitlich durch-
zuführenden Personalbedarfsberechnungen der 
Steuerverwaltung erforderlichen Änderungen in 
den Stellenplänen des Kapitels 0505 vorzuneh-
men. In diesem Zusammenhang dürfen die aus 
stellenplansystematischen Gründen notwendigen 
Planstellen und Stellen für das vorhandene Per-
sonal mit den erforderlichen Vermerken in den 
Stellenplänen angepasst und maximal bis zu  20 
Planstellen und Stellen ausgebracht werden. 
Die Maßnahmen dürfen nicht zur Erhöhung der 
Ausgaben führen. 
 

Für die Finanzämter werden regelmäßig bundesein-
heitliche Personalbedarfsberechnungen durchgeführt. 
Die Ergebnisse dieser Berechnungen haben Auswir-
kungen auf die Stellenpläne des Kapitels 0505. Mit 
Umsetzung der Personalbedarfsberechnungen kommt 
es zu Verschiebungen hinsichtlich Anzahl und Wertig-
keiten der Planstellen/Stellen zwischen den Stellen-
plänen der Finanzämter. Zur stellenmäßigen Unter-
bringung des vorhandenen Personals kann es da-
durch erforderlich werden, bei einzelnen Finanzämtern 
vorübergehend neue Planstellen/Stellen mit kw-
Vermerken im Haushaltsvollzug auszubringen. Durch 
die Änderung kann künftig flexibler im Haushaltsvoll-
zug auf die tatsächlichen Gegebenheiten reagiert 
werden. 
 

(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Bildung und Kultur in 
den Kapiteln 0711 bis 0716 die sich 2012 nach 
dem Schulverzeichnis 2010/2011 besoldungs-
rechtlich ergebenden schülerzahlabhängigen 
Stellenhebungen und -herabgruppierungen vor-
zunehmen. 
 

Anpassung an die neue Ressortbezeichnung und 
Fortschreibung für 2011/2012. 
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(10) Der durch Teilzeitbeschäftigung im Rah-
men der Altersteilzeit nach § 63 Abs. 1 des 
Landesbeamtengesetzes v om 26. März 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 93), geändert durch Gesetz 
vom 24. September 2009 (GVOBL. Schl.-H. S. 
633), freiw erdende Anteil einer Planstelle darf 
nicht w ieder besetzt w erden. Im nächsten 
Haushalt ist eine Planstelle oder Stelle in Ab-
gang zu stellen oder eine Planstelle oder Stel-
le mit einem Vermerk "künftig wegfallend spä-
testens zum ..." neu ausz ubringen. Als Zeit-
punkt des spätesten Wegfalls ist das Ende der 
Altersteilzeit zu w ählen. Abw eichende Rege-
lungen aus Vorjahren mit Bezug auf arbeits- 
und beamtenrechtlichen Regelungen gelten 
für Fälle aus diesen Jahren fort. 
 

Maßnahmen zur Unterstützung des Personalabbaus. 

(11) Planstellen, die im laufenden Haushalts-
jahr durch die Inanspruchnahme der Vorruhe-
standsregelung nach § 36 Abs. 4 Landesbe-
amtengesetz frei w erden, dürfen nicht w ieder 
besetzt w erden. Im nächsten Haushalt ist die 
betreffende Planstelle oder ein Äquiv alent in 
Abgang zu stellen. 
 

 

(12) Abfindungen an Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer dürfen in den jew eiligen Kapi-
teln zu Lasten der Titel der Gruppe 428 geleis-
tet w erden. Das Nähere regelt das Finanzmi-
nisterium. 
 

 

(13) Die obersten Landesbehörden dürfen in den 
Kapiteln 0301 und 0302 sowie im Kapitel 0620 
und den Haushaltsplänen der Hochschulen Plan-
stellen und Stellen heben, herabgruppieren und 
umwandeln. Das Finanzministerium und der Fi-
nanzausschuss sind jeweils zum 31. März für das 
abgelaufene Jahr von den Änderungen der Stel-
lenpläne und Stellenübersichten zu informieren. 
Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verkehr kann diese Befugnis f ür seinen Zustän-
digkeitsbereich auf die Hochschulen (Kapitel 
0620 MG 06) übertragen. 
 

Übernahme der Vorjahresregelung für die Haushalts-
jahre 2011 und 2012. 

(14) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr wird ermächtigt, im Rahmen der 
veranschlagten Mittel von Hochschulprogrammen 
oder von Drittmittel finanzierten Projekten für die 
Hochschulen Zeitverträge zuzulassen oder abzu-
schließen. Über die Veränderungen ist der Fi-
nanzausschuss jährlich zu unterrichten. 
 

 

(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
einer sich abzeichnenden Überschreitung des 
Personalkostenbudgets oder nach einer Budget-
überschreitung im Folgejahr eine Beförderungs-
sperre für das jeweilige Ressort zu erlassen. 
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(16) Das Finanzministerium w ird ermächtigt, 
im Rahmen der ressortübergreifenden Ver-
mittlung von Beschäftigten auf anderw eitig zu 
besetzende Planstellen oder Stellen mit dem 
Ziel des Abbaus v on Personalüberhängen im 
Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts 
Fortbildungsmittel umzusetzen. 
 

Im Finanzministerium wird ein zentrales Personalma-
nagement zur unterstützenden Vermittlung von Per-
sonal in Geschäftsbereichen mit geringerer natürlicher 
Fluktuation auf anderweitig zu besetzende Planstel-
len/Stellen eingerichtet. Die Ressorts sehen sich in 
der Verantwortung, in maßgeblichem Umfang Perso-
nal und Stellen zurückzuführen. Zur weiteren Verbes-
serung des Vermittlungsansatzes sind Fortbildung und 
Qualifizierung unverzichtbar. Die mit Qualifizierung 
und Fortbildung verbundenen Ausgaben fallen grund-
sätzlich dem abgebenden Ressort zur Last, das bei 
erfolgreicher Vermittlung um Stelle und Budget entlas-
tet wird.  
 

(17) Der Ministerpräsident und das Innenminis-
terium werden ermächtigt, der Fachhochschu-
le für Verw altung und Dienstleistung in Alten-
holz für den Fachbereich Allgemeine Verwal-
tung bis zu einer Beamtin oder einem Beamten 
(Ministerpräsident) und für den Fachbereich 
Polizei bis zu fünf Beamtinnen oder Beamte 
des gehobenen oder des höheren Verwal-
tungs- oder Polizeiv ollzugsdienstes (Innenmi-
nisterium) unter Verzicht auf die Erstattung 
von Personalausgaben zur Verfügung zu stel-
len. 
 

Übernahme der bisherigen Regelung des § 19 Abs. 1 
unter Anpassung an die neuen Ressortzuständigkei-
ten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

§ 15 
Übernahme von geprüften 

Nachwuchskräften 
 

 

Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf An-
trag der obersten Landesbehörden 
 

 

1. in 2011 bis zu 36 und in 2012 bis zu 51 zusätz-
liche mit dem Vermerk „künftig wegfallend mit 
Ausscheiden der Stelleninhaberin oder des Stel-
leninhabers, spätestens nach drei Jahren“ zu 
versehende Stellen in den jeweiligen Einzelplä-
nen auszubringen, soweit sie zur Übernahme 
aller Nachwuchskräfte - Beamtinnen und Beam-
te auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und Aus-
zubildende - erforderlich sind, die ihre Ausbil-
dung beim Ministerpräsidenten, beim Ministe-
rium für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume oder in der Steuerverwaltung des Lan-
des Schleswig-Holstein abgeleistet und die ent-
sprechende Abschlussprüfung bestanden ha-
ben, 

 

Anpassung an den Stellenbedarf für 2011 und 2012 
sowie an die geänderte Ressortzuständigkeit. 
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2. im Kapitel 0410 bis zu je 55 zusätzliche, mit 
dem Vermerk „künftig wegfallend mit Ausschei-
den der Stelleninhaberin oder des Stelleninha-
bers, spätestens nach drei Jahren“ zu versehen-
de Stellen auszubringen, soweit solche Planstel-
len zur Übernahme aller Nachwuchskräfte der 
Landespolizei nach bestandener Prüfung erfor-
derlich sind. 

 

 Die bisherige Nr. 3 wird nicht mehr benötigt. 
 

§ 16 
Grundstücksangelegenheiten 

 

 

(1) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Abs. 3 und 4 LHO in 
folgenden Fällen zulassen: 
 

 

1. zur grundbuchrechtlichen Bereinigung der Ei-
gentumsverhältnisse an landeseigenen Stra-
ßen und Grundstücken; 

 

 

2. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen Übertra-
gung des Eigentums oder der Nutzungsbefug-
nisse an Dritte zur Nutzung im öffentlichen In-
teresse, soweit das Land gemäß § 1 Abs. 3 
des Bundeswasserstraßengesetzes Eigentü-
mer oder Nutzungsberechtigter an gewonne-
nen Land- und Hafenflächen und errichteten 
Bauwerken geworden ist. § 64 Abs. 2 und 3 
LHO finden insoweit keine Anwendung; ab ei-
ner Grundstücksfläche von mehr als 5 000 m2 
ist bei Übertragung des Eigentums der Fi-
nanzausschuss vor Einwilligung zu unter-
richten;  

 

3. zur ganz oder teilweise unentgeltlichen Über-
tragung des Eigentums oder der Nutzungs-
rechte an Dritte zur Nutzung im öffentlichen In-
teresse, soweit dies im Zusammenhang mit 
der Errichtung des Röntgenlasers XFEL not-
wendig ist. 

 

 

(2) In Einzelfällen wird zugelassen, dass landes-
eigene Grundstücke in Gebieten, die die Voraus-
setzung für die Durchführung von 
Sanierungsmaßnahmen im Sinne der §§ 136 bis 
171 des Baugesetzbuchs erfüllen, auch ohne eine 
entsprechende förmliche Festlegung des Gebiets 
oder Förderung der Maßnahme zum sanier ungs- 
oder entwicklungsunbeeinflussten Grundstückswert 
an die Gemeinde veräußert werden, wenn sich 
diese zur Durchführung der beabsichtigten städ-
tebaulichen Maßnahmen auf dem Grundstück 
innerhalb von fünf Jahren verpflichtet. 
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(3) Die Fachministerien dürfen im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium landeseigene 
Grundstücke, die der Sicherung von Flächenan-
sprüchen des Naturschutzes dienen sollen, un-
entgeltlich auf die Stiftung Naturschutz oder ande-
re geeignete T räger übertragen. Die Übertragung 
von Grundstücken m it e inem g eschätzten G e-
samtwert von mehr als 250 000 Euro bedarf der 
Zustimmung des Finanzausschusses. 
 

 

(4) Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, den Päch-
terinnen und Pächtern von landeseigenen Fische-
reigehöften vertraglich den Ersatz von Kosten für 
Renovierungsarbeiten sowie für Um- und Einbau-
ten zuzusichern. Bei Inanspruchnahme sind die 
Ausgaben zu decken. 
 

 

(5) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und, soweit Personal betroffen 
ist, im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume und 
nach Einwilligung des Finanzausschusses im 
Rahmen der Kommunalisierung und Privatisie-
rung der landeseigenen Häfen Vereinbarungen 
über die Übertragung des Eigentums von Hafen-
grundstücken, Wasserflächen und sonstigen 
Vermögensgegenständen und des Hafenbetrie-
bes einschließlich damit im Zusammenhang ste-
hender Rechtsgeschäfte schließen. Für diese 
Fälle kann das Finanzministerium Ausnahmen 
von den Bestimmungen der §§ 63 und 64 LHO 
zulassen. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Verkehr ein landeseigenes 
Grundstück in Lübeck (Teilflächen der Flurstücke 
4/31 sowie 4/29 der Flur 4 in der Gemarkung 
Strecknitz) für die Errichtung eines Fraunhofer-
Institutes an die Fraunhofer-Gesellschaft zu ver-
kaufen. Ein Preisnachlass kann bis zu 50 % des 
durch die GMSH festgestellten Verkehrswertes 
betragen. 
 

 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, 
auf Antrag des Ministeriums für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr Erbbaurechte an 
Grundstücken zugunsten des Studentenwerks 
Schleswig-Holstein für den Bau v on Studen-
tenwohnheimen und Wohnungen sow ie zur 
Errichtung v on Kindertagesstätten unter teil-
weisem oder v ollständigem Verzicht auf den 
Erbbauzins zu bestellen. 
 

Schleswig-Holstein liegt bei der Versorgungsquote mit 
studentischem Wohnraum im Vergleich der Bundes-
länder an letzter Stelle (ca. 7,25%, Bundesdurch-
schnitt gut 12%). Es ist deshalb notwendig, dem Stu-
dentenwerk Schleswig-Holstein die Errichtung weite-
ren studentischen Wohnraums durch entsprechende 
Vergünstigungen beim Erbbauzins zu erleichtern. 
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(8) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr w ird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium die 
unentgeltliche Überlassung der Nutzung an 
der landeseigenen Liegenschaft Klaus-Groth-
Platz 2 in Kiel v om Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein (UK S-H) an die Zentrum 
für Integrative Psychiatrie GmbH in Kiel (ZIP) 
zum Zwecke einer Tagesklinik für Psy choso-
matik und Psychotherapie vorzunehmen. 
 

Für die geplante Errichtung einer neuen Tagesklinik 
sollen die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Übertragung der Bewirtschaftung des Grundstücks 
vom UK S-H an die ZIP geschaffen werden. 

(9) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr w ird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium die 
unentgeltliche Überlassung der Nutzung an 
der landeseigenen Liegenschaft an der Feld-
straße in Kiel (Pastor-Husfeldt-Park) an die 
Nordeuropäische Radioonkologisches Cen-
trum Kiel Gm bH (NRoCK) zum  Betrieb des 
Partikeltherapiezentrums vorzunehmen. 

Nach Gründung der NRoCK GmbH ist die Bewirt-
schaftung des Grundstücks vom UK S-H auf die neue 
Gesellschaft zu übertragen. 

  
 

§ 17 
Sonstige Vermögensgegenstände 

 

 

(1) Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 LHO wird zugelas-
sen, dass von Landesdienststellen entwickelte 
oder erworbene Programme der automatisierten 
Datenverarbeitung unentgeltlich an Stellen der 
öffentlichen Verwaltung abgegeben werden, so-
weit Gegenseitigkeit besteht.  
 

 

(2) Das Finanzministerium darf Ausnahmen von 
den Bestimmungen des § 63 Abs. 3 und 4 LHO 
zulassen 
 

 

1. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-
tums von für Zwecke des Landes entbehrli-
chen Geräten, Einrichtungsgegenständen 
und Fahrzeugen an osteuropäische Staaten, 
insbesondere Ostseeanrainerstaaten, sofern 
eine Ersatzbeschaffung nicht erforderlich ist 
oder die Aufwendungen für eine Ersatzbe-
schaffung im Haushalt veranschlagt oder be-
reits finanziert sind, 

 

 

2. zur unentgeltlichen Übertragung des Eigen-
tums oder zur unentgeltlichen Überlassung 
der Nutzung von Vermögensgegenständen in 
landeseigenen Häfen oder der Übertragung 
oder Überlassung unter vollem Wert. 

 

 

 
 

 

§ 18 
Bürgschaften und andere 
Sekundärverpflichtungen 
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(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachminis-
terium zur Förderung der schleswig-
holsteinischen Wirtschaft Bürgschaften und Ge-
währleistungen zu übernehmen sowie Kreditauf-
träge zu erteilen. Die Gesamthöhe der Verpflich-
tungen aus den Sicherheitsleistungen darf 
500 000 000 Euro nicht übersteigen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 

 

(2) Über die Ermächtigung des Absatzes 1 hinaus 
darf das Finanzministerium gemeinsam mit dem 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Ver-
kehr zur Sicherung der Finanzierung des Schiff-
baus auf schleswig-holsteinischen Werften Bürg-
schaften, Garantien und sonstige Gewährleistun-
gen bis zum Höchstbetrag von insgesamt 
500 000 000 Euro übernehmen. In Anspruch ge-
nommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachminis-
terium Bürgschaften, Garantien oder sonstige 
Gewährleistungen im Zusammenhang mit der 
Abdeckung von Haftpflichtrisiken oder künftigen 
finanziellen Verpflichtungen, die sich insbesonde-
re aus Tätigkeiten ergeben, die in den Anwen-
dungsbereich des Atomgesetzes oder der auf-
grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsver-
ordnungen fallen, bis zur Höhe von insgesamt 
75 000 000 Euro zu übernehmen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren sind 
anzurechnen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium darf gemeinsam mit 
dem Ministerium für Bildung und Kultur  zur 
Absicherung der dem Land Schleswig-Holstein, 
der Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmu-
seen Schloss Gottorf, der Kunsthalle zu Kiel der 
Christian-Albrechts-Universität oder dem Landes-
kulturzentrum Salzau, dieses vertreten durch die 
Landeskulturzentrum Salzau Betriebs-gGmbH, 
überlassenen Leihgaben Landesgarantien bis zur 
Höhe von insgesamt 500 000 000 Euro überneh-
men. In Anspruch genommene Ermächtigungen 
aus Vorjahren sind anzurechnen. Das Nähere 
regelt das Finanzministerium im Benehmen mit 
dem Ministerium für Bildung und Kultur. 
 

Anpassung an die neue Ressortzuständigkeit. 

(5) Das Innenministerium darf sich im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium gegenüber der 
Investitionsbank Schleswig- Holstein verpflichten, 
die bei der Investitionsbank ab 1. Januar 2006 
entstehenden D arlehensforderungen z um N enn-
wert bis zur Höhe von je 75 000 000 Euro nach 
Verrechnung von Tilgungen auf Anfordern zu 
übernehmen. 
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(6) Das Finanzministerium darf zur Sicherung der 
Finanzierung der Gesellschaft zur Verwaltung und 
Finanzierung von Beteiligungen des Landes 
Schleswig-Holstein mbH, Kiel, Bürgschaften, 
Garantien oder sonstige Gewährleistungen bis 
zur Höhe von jeweils 10 000 000 Euro überneh-
men. In Anspruch genommene Ermächtigungen 
aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

Anpassung an den neuen Sitz der GVB sowie an den 
voraussichtlich deutlich verringerten Refinanzierungs-
bedarf. 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, ge-
meinsam mit dem jeweils zuständigen Fachminis-
terium Bürgschaften, Garantien, Sicherheitsleis-
tungen oder sonstige Gewährleistungen, die sich 
im Zusammenhang mit Privatprozessen gegen 
das Land Schleswig-Holstein ergeben können, bis 
zur Höhe von insgesamt 5 000 000 Euro zu über-
nehmen. In Anspruch genommene Ermächtigun-
gen aus Vorjahren sind anzurechnen. Der Fi-
nanzausschuss ist zu informieren. 
 

 

 
 
 

 

§ 19 
Ermächtigungen für den 

Geschäftsbereich des Innenministeriums 
 

 

 Umsetzung des bisherigen Abs. 1 wg. geänderter 
Ressortzuständigkeit in den Einzelplan übergreifenden 
§ 14. 
 

(1) Das Innenministerium wird ermächtigt, eine 
Freihalteerklärung gegenüber dem Statistischen 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein - An-
stalt des öffentlichen Rechts 
 
1. für Urlaubsansprüche der Beschäftigten der 

Anstalt, welche vor dem 1. Januar 2004 ent-
standen sind, in Höhe von 365 000 Euro, 

 
2. für anteilige Pensionsbeihilfeansprüche an 

Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte, soweit sie auf Beschäftigungszeiten 
beim Land Schleswig-Holstein beruhen, in 
Höhe von 685 000 Euro, 

 
3. für Altersteilzeitansprüche von übergeleiteten 

Beschäftigten, soweit sie bereits vor dem 
1. Januar 2004  begründet worden sind, in 
Höhe von 150 000 Euro 

 
bis zur Höhe von insgesamt 1 200 000 Euro ab-
zugeben. 
 
 

Anpassung der für die Freihalteerklärung benötigten 
Beträge. 
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(2) Das Innenministerium wird ermächtigt, mit den 
Städten Kiel, Lübeck, Flensburg und Brunsbüttel 
Verwaltungsvereinbarungen zu schließen, wo-
nach diese die Landesaufgabe Brandbekämpfung 
und technische Hilfe auf der Seewasserstraße 
Ostsee und auf Anforderung auch in anderen 
Gewässern wahrnehmen. Das Innenministerium 
darf zu diesem Zweck Verpflichtungen zur Über-
nahme der Kosten für Aus- und Fortbildung ein-
schließlich Übungen, Ausstattung samt Unterhal-
tung, Haftungsrisiken und vier bei der Stadt 
Brunsbüttel im mittleren Dienst zu beschäftigende 
Berufsfeuerwehrleute und die Höherdotierung 
einer bereits dort eingerichteten Beamtenstelle 
nach Besoldungsgruppe A 12 im Rahmen der 
Ansätze in der Titelgruppe 62 im Kapitel 0405 
eingehen. Es darf den Städten Kostenübernahme 
im Rahmen der Ansätze der Titelgruppe 62 im 
Kapitel 0405 für den Einzelfall zusagen. 
 

 

(3) Der Überschuss der Einnahmen aus der Feu-
erschutzsteuer (Titel 1101 - 059 01) über die Aus-
gaben gemäß § 31 Abs. 1 des Finanzausgleichs-
gesetzes ist bei Titel 0405 - 883 61 (TG 61) - 
Zuweisungen an Kreise und Gemeinden für In-
vestitionen - zu übertragen. 
 

 

(4) Das Innenministerium wird ermächtigt, mit 
Kreisen Verträge über gemeinsame G eschwin-
digkeitsüberwachungsprojekte z u schließen, 
sofern die daraus entstehenden Ausgaben aus 
Tit. 0410 - 633 01 gedeckt werden können. 
 

 

(5) In der Vermessungs- und Katasterverwal-
tung gilt eine Wiederbesetzungssperre für alle 
frei w erdenden Arbeitsplätze, die mit Beam-
tinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1 
mit dem zw eiten Einstiegsamt oder 
vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern besetzt sind. 
 

Maßnahme zur Unterstützung des Personalabbaus. 

 Umsetzung des bisherigen Abs. 6 nach § 25 Abs. 1 in 
Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 
 

 Der bisherige Absatz 7 wird nicht mehr benötigt. 
 

  

§ 20 
Ermächtigungen für den 

Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, nach 
Zustimmung des Finanzausschusses Aktien der 
AKN Eisenbahn AG zu erwerben, dafür erforderli-
che T itel einschließlich Verpflichtungsermächtigun-
gen und der entsprechenden Haushaltsvermerke 
einzurichten oder zu ändern sowie zusätzliche 
Ausgaben zu leisten oder Verpflichtungen einzu-
gehen, wenn und soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt wird. 
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(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
den Fachbereich Steuerverwaltung der Fach-
hochschule für Verwaltung und Dienstleistung in 
Altenholz das notwendige Personal, insgesamt 
bis zu neun Personen, gegen Kostenübernahme 
zur Verfügung zu stellen. 
 

 

(3) Das Finanzministerium darf im Zusammen-
hang mit den Auswirkungen von Tierseuchen 
gegen Deckung zusätzliche Haushaltsmittel be-
reitstellen, erforderliche neue Titel einrichten und 
Haushaltsmittel umsetzen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, bei 
der Umstellung des Kapitals (Grund-, Stiftungs-, 
Stammkapital) der Beteiligungen des Landes auf 
den Euro Kapitalerhöhungen vorzunehmen, die 
erforderlich sind, den gesetzlichen Vorgaben un-
ter Beibehaltung der bestehenden Anteilsrelatio-
nen zu entsprechen. 
 

 

(5) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit dem Betrieb und der Fort-
entwicklung des Sprach- und Datennetzes 
Schleswig-Holstein (Landesnetz) sowie anderer 
IT- und E-Government-Maßnahmen die erforder-
lichen Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen mit den entsprechenden Ansätzen und 
den entsprechenden Haushaltsvermerken einzu-
richten und zu ändern sowie im Einvernehmen mit 
dem abgebenden Ressort Planstellen und Stellen 
umzusetzen sowie in zusätzliche Ausgaben und 
Verpflichtungen einzuwilligen, wenn und soweit 
die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

(6) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für 
Mehreinnahmen und nicht verbrauchte Ausgaben 
der Hauptgruppen 4 bis 8 innerhalb des Kapitels 
0507 Titel für die Zuführungen an eine zweckge-
bundene Rücklage, Entnahmen aus der Rücklage 
sowie andere damit im Zusammenhang stehende 
Titel einschließlich der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einzurichten. 
 

 

(7) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Verkehr und nach Zustim-
mung des Finanzausschusses die Anteile des 
Landes an der AKN-Eisenbahn AG (AKN) zu 
veräußern. 
 

 

(8) Das Finanzministerium wird ermächtigt, für die 
Bündelung der Kurierdienste der unmittelbaren 
Landesverwaltung und den Aufbau eines landes-
weiten Kurierdienstes Titel einzurichten sowie 
Haushaltsansätze, Planstellen und Stellen im 
Einvernehmen mit den Ressorts innerhalb und 
zwischen den Einzelplänen umzusetzen. Die 
Maßnahmen dürfen nicht zu einer Erhöhung der 
Ausgaben führen. 
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(9) Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur 
Deckung eines anerkannten Raumbedarfs Ge-
bäude oder Räume grundsätzlich von der Lie-
genschaftsverwaltung Schleswig-Holstein 
(LVSH) oder durch die Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein (GMSH) anzumieten, sofern 
die Haushaltsdeckung dargelegt wird. 
Der Einwilligung des Finanzausschusses bedarf 
es in den Fällen, in denen es sich nicht um ein 
laufendes Geschäft im Sinne des § 38 Abs. 5 
LHO handelt. 
 

 

(10) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Anteile des Landes an der "Kieler Flughafenge-
sellschaft mbH“ zu veräußern. 
 

 

(11) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
zur Aufgabenerledigung der Fachaufsicht Ge-
schäftsbereich Bundesbau durch das Amt für 
Bundesbau erforderlichen Anpassungen aufgrund 
sich ändernder Aufgaben und Bauvolumina vor-
zunehmen. In diesem Zusammenhang dürfen 
erforderliche Titel einschließlich Verpflichtungs-
ermächtigungen mit den entsprechenden Ansät-
zen und den entsprechenden Haushaltsvermer-
ken sowie im Einvernehmen mit dem Bund Plan-
stellen und Stellen ausgebracht oder geändert 
werden, wenn und soweit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

 Nach Gründung des Einheitlichen Ansprechpartners 
ist die Ermächtigung des bisherigen Abs. 12 nicht 
mehr erforderlich. 
 

(12) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Darlehensverpflichtungen der LVSH gegenüber 
der Investitionsbank Schleswig-Holstein zu über-
nehmen, wenn die Ausgaben, die zur Erfüllung 
der damit verbundenen Verpflichtungen erforder-
lich sind, aus Einsparungen bei den Mietzahlun-
gen an die GMSH oder durch Erstattungen der 
LVSH gedeckt sind 
 

 

 Nach Erwerb des Anteils an der Liegenschaft Kiel, 
Adolfstraße 14-28 ist die Ermächtigung des bisherigen 
Abs. 14 nicht mehr erforderlich. 
 

(13) Das Finanzministerium w ird ermächtigt, 
im Zusammenhang mit dem Aufbau eines 
„Mobilen Sachgebiets“ in der Steuerverwal-
tung im Kapitel 0505 erforderliche Titel ein-
schließlich Verpflichtungsermächtigungen mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haus-
haltsvermerken sow ie Planstellen und Stellen 
einschließlich notw endiger Vermerke 
einzurichten, umzusetzen oder zu ändern, 
wenn und sow eit die Finanzierung der 
Maßnahmen gedeckt ist. 
 

Zur Verstärkung bei besonderen Schwerpunkten der 
Betriebsprüfung, zur Unterstützung der Steuerfahn-
dung und Umsatzsteuer-Sonderprüfung sowie zum 
Abbau von Arbeitsspitzen wird ein „Mobiles Sachge-
biet“ aufgebaut. Das „Mobile Sachgebiet“ soll zentral 
einem Finanzamt im Land zugeordnet werden. 
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(14) Das Finanzministerium w ird im Einver-
nehmen mit den betroffenen Ressorts ermäch-
tigt, im Zusammenhang mit der Übertragung 
personalwirtschaftlicher Verw altungstätigkei-
ten auf das Landesv erwaltungsamt und der 
Einführung eines zentralen Personalmanage-
ments erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und den entsprechenden 
Haushaltsvermerken einzurichten, umzuset-
zen oder zu ändern sow ie Planstellen und 
Stellen einschließlich notw endiger Vermerke 
auszubringen, zu übertragen oder zu ändern 
und in zusätzliche Ausgaben oder Verpflich-
tungen einzuw illigen, w enn und soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. Die 
Ausbringung neuer Planstellen und Stellen ist 
auf das unvermeidbare Maß zu beschränken; 
über den Verbleib dieser Planstellen bzw. Stel-
len ist im nächsten Haushaltsplan zu bestim-
men. 
 

Das Finanzverwaltungsamt wird mit bisher von den 
Ressorts wahrgenommenen personalwirtschaftlichen 
Verwaltungsaufgaben betraut und zu einem Landes-
verwaltungsamt weiterentwickelt. Mit der Aufgaben-
übernahme werden Personal- und Mittelumsetzungen 
erforderlich. 

(15) Das Finanzministerium w ird ermächtigt, 
mit den öffentlichen-rechtlichen Religionsge-
meinschaften mit Wirkung zum 1. Januar 2011 
eine Vereinbarung über die Verteilung von 
Versorgungslasten bei Wechsel v on Beamten 
oder Kirchenbeamten zwischen dem Land und 
den öffentlich-rechtlichen Religionsgemein-
schaften abzuschließen, die den Regelungen 
des Versorgungslastenteilungsgesetzes - 
VersLastG entspricht. 
 

Am 21.05.2010 hat der Landtag das Versorgungslas-
tenteilungsgesetz beschlossen. Damit findet für 
Dienstherrenwechsel innerhalb des Landes und über 
die Landesgrenzen hinaus der Staatsvertrag über die 
Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und län-
derübergreifenden Dienstherrenwechseln ab dem 
01.01.2011 Anwendung. Mit diesem Regelwerk wer-
den die abgebenden Dienstherren verpflichtet, sich an 
den Versorgungslasten der übergehenden Beamtin 
bzw. des übergehenden Beamten zu beteiligen. We-
der das Versorgungslastenteilungsgesetz als auch der 
in Landesrecht übergeleitete § 107 b BeamtVG Üf SH 
erfassen allerdings Wechsel von Beamtinnen und 
Beamten bzw. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten zwischen dem Land und den öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften. Falls mit diesen Vereinba-
rungen zur entsprechenden Anwendung abgeschlos-
sen werden sollen, bedarf es vorsorglich einer haus-
haltsgesetzlichen Grundlage.  
 

  

§ 21 
Beteiligung an der HSH Nordbank AG 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Verkehr, die im Zu-
sammenhang mit der Beteiligung an der HSH 
Nordbank AG Kiel/Hamburg bestehenden 
Vermögenswerte sowie die daraus entstande-
nen Gesamtv erbindlichkeiten aus der Finan-
zierung der Beteiligung v on der GVB zu über-
nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Folgende Änderungen der Regelungen des § 21 wur-
den erforderlich: 
 

Die Zuständigkeiten bezüglich der Beteiligung an der 
HSH Nordbank wurden in das MWV verlagert.  
 

Die ursprünglichen Treuhandverhältnisse der GVB 
wurden bereits zum 01.01.2009 bereits in den Lan-
deshaushalt integriert 
Mit Wandlung der Pflichtanleihe gehen die Aktien 
Ende 2010 von der GVB auf das Land über. Die Ver-
bindlichkeiten werden in die Kreditmarktschulden 
integriert. 
Das MWV wird ermächtigt Aktienverkäufe in Abstim-
mung mit dem FM vorzunehmen.  
Das wirtschaftliche Risiko für die Finanzierung der 
Wandelanleihe wurde bereits vom Land übernommen.  

 

Im Übrigen wurde redaktionell die Reihenfolge der 
Absätze angepasst. 
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(2) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr w ird ermächtigt im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium, die im 
Eigentum des Landes bzw . die durch die GVB 
im Treuhandverhältnis verwalteten Aktien der 
HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg zu veräußern 
und damit v erbundene Erklärungen ab-
zugeben. Die vertragliche Ausgestaltung steht 
unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Fi-
nanzausschusses des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages. 
 
(3) Veräußerungserlöse aus dem Verkauf der 
Aktien der HSH Nordbank AG Kiel/Hamburg 
sind nach Abzug der Kosten vollständig zur Til-
gung von Krediten zu verwenden, die der Höhe 
nach der ursprünglichen Finanzierung der Betei-
ligung am Grundkapital der HSH Nordbank AG 
Kiel/Hamburg durch die GVB entsprechen. 
 

 

(4) Das Finanzministerium darf im Einv erneh-
men mit dem Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr zur Umsetzung der 
Maßnahmen der Absätze 1 bis 3  erforderliche 
Titel einschließlich Verpflichtungsermächtigungen 
mit den entsprechenden Ansätzen und den ent-
sprechenden Haushaltsvermerken einrichten und 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben und Ver-
pflichtungen einwilligen, wenn und soweit die 
Finanzierung der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

 

 
 

 

§ 22 
Hochschulen und Forschungsinstitute 

 

 

(1) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium die staatlichen Hochschulen des 
Landes ermächtigen, zur Beteiligung an zu grün-
denden oder bereits bestehenden Gesellschaften 
Geschäftsanteile jeweils bis zur Höhe von 25 000 
Euro gegen Deckung zu leisten sowie die erfor-
derlichen Ausgabetitel einrichten. 
 

Redaktionelle Bereinigung, da der bisherige Satz 2 
irrtümlich angefügt wurde (vgl. § 23 Abs. 8 HG 2009/ 
2010). 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das 
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein in das 
Betriebsmittelverfahren für öffentliche Kassen 
einzubeziehen. Das Nähere ist zwischen dem 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Ver-
kehr sowie dem Universitätsklinikum zu vereinba-
ren. 
 

 

 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden nicht mehr 
benötigt. 
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§ 23 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr 

 

 

(1) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit Verkehrsunternehmen und 
Fahrzeugvorhaltegesellschaften Vereinbarungen 
zur Stabilisierung und Verbesserung der Ver-
kehrsbedienung im ö ffentlichen Schienenperso-
nennahverkehr (SPNV) e inschließlich e twaiger 
SPNV-Ersatzleistungen mit dem  Ziel, die Attrakti-
vität zu erhöhen, schließen und dabei zusagen, 
diese bei einer etwaigen Umsatzsteuerpflicht der 
Zuschüsse des Landes von entsprechenden Be-
lastungen freizustellen. Hierzu gehören auch Ver-
pflichtungen des Landes, den Wiedereinsatz von 
Schienenfahrzeugen während der Amortisations-
zeit zu garantieren bzw. das Risiko des Minderer-
löses beim Verkauf zu übernehmen (Wieder-
einsatzgarantie). 
 

 

(2) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Minis terium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr oder anderen betroffenen Ressorts 
im Zusammenhang mit der Regionalisierung des 
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) erfor-
derliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einrichten oder ändern sowie in 
zusätzliche Ausgaben einwilligen, die infolge 
Nichtbesetzung oder Wegfalls von Planstellen 
und Stellen erspart werden. 
 

 

(3) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit der Freien und Hansestadt 
Hamburg, schleswig-holsteinischen Kreisen und 
kreisfreien Städten Vereinbarungen über ein 
ÖPNV-Angebot zur ausreichenden und sicheren 
Versorgung der Bevölkerung mit Nahverkehrsleis-
tungen, über die Einführung eines landesweit 
geltenden Tarifsystems zur transparenteren 
ÖPNV-Nutzung sowie zur Gründung und zum 
Betrieb einer diesen Zielen dienenden Nahver-
kehrsinstitution schließen, in denen auch die Fi-
nanzierung geregelt wird. 
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(4) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Minis terium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr bei Übernahme oder Umstellung der 
Verwaltung von Kreisstraßen durch das Land 
gemäß § 53 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. November 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 631, ber. 2004 S. 140) erfor-
derliche Titel einschließlich Verpflichtungser-
mächtigungen und der entsprechenden Haus-
haltsvermerke einrichten oder ändern sowie Plan-
stellen und Stellen ausbringen und in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungen einwilligen, wenn 
und soweit hierfür nicht veranschlagte Mittel von 
anderer Seite zweckgebunden gezahlt oder 
rechtsverbindlich zugesagt sind oder die Finan-
zierung der Maßnahmen anderweitig gedeckt ist. 
 

 

(5) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und nach Einwilligung des Fi-
nanzausschusses mit Eisenbahninfrastrukturun-
ternehmen Verträge schließen mit der Zusage, 
sich im Rahmen der vertraglichen Vereinbarun-
gen an den Planungskosten für Schieneninfra-
strukturmaßnahmen zu beteiligen sowie im Falle 
der Nichtrealisierung der betreffenden Maßnah-
men den Eisenbahninfrastrukturunternehmen zu 
erstatten, wenn das jeweilige Projekt aus Grün-
den, die das Land zu vertreten hat, nicht realisiert 
wird. Ferner dürfen zur Sicherung gefährdeter 
Trassen Verträge, die auch Finanzierungsre-
gelungen enthalten, mit Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen geschlossen werden. 
Das Finanzministerium darf erforderliche Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigungen und 
der entsprechenden Haushaltstitel einrichten oder 
ändern sowie in zusätzliche Ausgaben oder Ver-
pflichtungen einwilligen, wenn und soweit die 
Finanzierung der Maßnahme gedeckt ist. 
 

Planungsverträge dienen der Vorbereitung von Schie-
nenausbaumaßnahmen und sind i.d.R. Voraussetzung 
für den Abschluss von Finanzierungs- und Bauverträ-
gen zwischen Land und Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen, ohne die Projektrealisierungen nicht möglich 
sind. 
Infrastruktursicherungsverträge dienen der langfristi-
gen Aufrechterhaltung von Reaktivierungsoptionen 
still liegender Eisenbahnstrecken. Sie umfassen be-
sonders die Übernahme von Verkehrssicherungs-
pflichten, die dem Eigentümer dieser Infrastrukturen 
durch die vom Land gewünschte verkehrspolitische 
Optionen entstehen. Durch die Trassensicherung sind 
Reaktivierungen kostengünstiger umsetzbar, da z.B. 
aufwändige Planfeststellungs-, Enteignungs- bzw. 
Grunderwerbsverfahren vermieden werden können. 

(6) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr wird ermächtigt, eine Freihalteerklä-
rung gegenüber der Eichdirektion Nord - Anstalt 
des öffentlichen Rechts 
 
1. für anteilige Beihilfeansprüche an Ruhestands-

beamtinnen und Ruhestandsbeamte, soweit 
sie auf Beschäftigungszeiten beim Land 
Schleswig-Holstein beruhen, in Höhe bis zu 
554 000 Euro 

 
2. für Altersteilzeitansprüche von übergeleiteten 

schleswig-holsteinischen Beschäftigten, soweit 
sie bereits vor dem 01. Januar 2004 begründet 
worden sind, in Höhe bis zu 20 000 Euro 

 
bis zur Höhe von insgesamt 574 000 Euro ab-
zugeben. 
 

Anpassung der für die Freihalteerklärung benötigten 
Beträge. 
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(7) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium die Übernahme entstehender 
Ausfälle von im Rahmen des Mittelstandsfonds 
Schleswig-Holstein (MSH) bis 2016 gewährten 
Beteiligungen garantieren. Das Fondsvolumen 
darf während des Investitionszeitraums den Be-
trag von 50 000 000 Euro nicht überschreiten. 
Die Garantie des Landes darf bei dem zu Grunde 
gelegten Fondsvolumen bis zu 50 % betragen. 
Die aus diesem Fonds gewährten Beteiligungen 
dürfen max. eine Laufzeit von 15 Jahren haben. 
Bestehende Verträge können angepasst werden. 

Der MSH ist seit dem Start (Mitte 2008) sehr gut an-
gelaufen und hat mit  der angesprochenen Zielgruppe 
(etablierte Unternehmen in S-H mit einer mindestens 
5-jährigen Historie und einem Jahresumsatz zwischen 
10 Mio. Euro und 100 Mio. Euro) bisher eine sehr gute 
Resonanz erfahren.  
Es wurde bisher ein Beteiligungsvolumen von 12,3 
Mio. Euro an 12 Unternehmen bewilligt. Dieser  von 
der EU-Kommission als beihilfefrei genehmigte Fonds 
stellt in diesem Segment eine sinnvolle Ergänzung 
zum bestehenden Beteiligungsangebot der MBG bzw. 
zum Förderinstrumentarium des Landes dar.  
Vor dem Hintergrund einer anhaltend regen Beteili-
gungsnachfrage in diesem Segment, haben die Inves-
toren (Gesellschafter) des Fonds Überlegungen ange-
stellt, das Fondsvolumen um 20 Mio. Euro auf 50 Mio. 
Euro unter Beibehaltung der 50%igen Landesgarantie 
zu erhöhen und die Laufzeit um bis zu 3 Jahre zu 
verlängern.  
Die Änderungen werden nur dann zum Tragen kom-
men, wenn  
1. keine erneute umfangreiche (Änderungs-) Notifizie-

rung erforderlich ist, 
2. die EU-Kommission (GD Wettbewerb) diese Ände-

rungen mit trägt ohne eine Änderung in der Fonds-
struktur und Garantieregelung vorzunehmen, d.h. 
Ausfälle und Verwaltungskosten werden von der 
Fonds GmbH getragen und  

3. eine angepasste Fondskalkulation unter Berück-
sichtigung diverser Szenarien belegt, dass eine 
Einstellung von Haushaltsmitteln nicht erforderlich 
ist. 

 
 

 Der bisherige Absatz 8 wird nicht mehr benötigt. 
 
 

(8) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium der Investitionsbank die Über-
nahme entstehender Ausfälle von im Rahmen des 
Darlehensprogramms „IB.KMUdirekt“ für die Jah-
re 2011 und 2012 zugesagten Darlehen garantie-
ren. Die von der Investitionsbank zugesagten 
Darlehen dürfen eine Laufzeit von maximal 10 
Jahren haben. Das Obligo dieser Darlehen darf in 
der Summe einen Betrag von 4 000 000 Euro im 
Programmteil 1 „kleine Unternehmen“ und von 
1 000 000 Euro im Programmteil 2 „(kleine) und 
mittlere Unternehmen“ pro Jahr nicht übersteigen. 
Die Ausfallgarantie des Landes darf im Pro-
grammteil 1 bis zu 40 % und im Programmteil 2 
bis zu 35 % betragen. 
 

Das Programm wurde zur Überwindung des Markt-
versagens bei der Finanzierung von kleinen und mitt-
leren Unternehmen mit geringen Finanzierungsbedar-
fen konzipiert. Insbesondere gilt es, bei kleinen Unter-
nehmen die Hausbankenschwelle zu überwinden; bei 
mittleren Unternehmen soll durch eine quotale Mitfi-
nanzierung der Investitionsbank die Kreditbereitschaft 
der Hausbank erhöht werden. 
Nach anfänglichen Startschwierigkeiten entwickelte 
sich die Nachfrage nach dem Förderprodukt sehr 
erfreulich. Eine Programmverlängerung ist aus der 
Sicht des MWV und der IB förderpolitisch wichtig. Es 
ist äußerst flexibel und bietet die Möglichkeit, schnell 
Hilfestellung für kleine und mittlere Unternehmen auch 
ohne Mitwirkung weiterer privater Partner zu leisten. 
Dieses gilt insbesondere auch, weil beihilfebehaftete 
Förder- und Finanzierungsprodukte den stark zuge-
nommenen Restriktionen des Beihilferechts unterlie-
gen. IB.KMUdirekt dagegen ist bei Anwendung des 
EU-Referenzzinssatzes ein hierunter nicht fallendes 
beihilfefreies Förderprogramm. Für die Fortführung 
des Programms in 2011 und 2012 ist § 23 Abs. 9 
entsprechend zu ändern. 
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(9) Das Ministerium für Wis senschaft, Wirts chaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium der Investitionsbank die Über-
nahme der aufgrund des Existenzgründungspro-
gramms Starthilfe Schleswig-Holstein entstehen-
den Ausfälle in Höhe von bis zu 35% aus jeweils 
in den Jahren 2011 und 2012 zugesagten Darle-
hen garantieren. Die Garantie für die von der 
Investitionsbank mit eigenem Obligo zugesagten 
Darlehen darf eine Laufzeit von jeweils bis zu 
zehn Jahren haben. Das Obligo dieser Darlehen 
darf in der Summe einen Betrag von 
1 000 000 Euro pro Jahr nicht übersteigen. 

Gerade kleine aber nachhaltige tragfähige Existenz-
gründungsvorhaben haben oft Schwierigkeiten, eine 
geeignete Finanzierung über ihre Hausbank zu be-
kommen. Hier setzt die spezifische Hilfestellung durch 
das Starthilfeprogramm an, denn die IB kann auf 
Empfehlungsschreiben des Kreditinstitutes befristet 
die Hausbankfunktion übernehmen, die Kreditanträge 
an die KfW-Mittelstandsbank richten und so auch den 
kleineren Existenzgründungsvorhaben den Zugang zu 
den zinsgünstigen Existenzgründungsdarlehen der 
KfW-Mittelstandsbank ermöglichen. In Kooperation mit 
der IB wurde jährlich das Programm evaluiert, der 
Vertrag neu verhandelt und die Garantieerklärung neu 
ausgestellt. 
Seit dem Jahre 2006 bis 2010 beträgt die Garantie-
summe der von der IB im Rahmen dieses Programms 
heraus gelegten Darlehen 1,5 Mio. Euro pro Jahr; die 
Ausfallgarantieerklärung des Landes 35%. Damit 
übernimmt das Land gegenüber der IB eine Garantie 
im Gesamtbetrag von jährlich bis zu maximal 525.000 
Euro. 
Die Höhe der Landesgarantie für die Jahre 2011 und 
2012 wird aufgrund der geschätzten Förderfälle auf 
1,0 Mio. Euro pro Jahr abgesenkt, die 35%-ige Aus-
fallgarantie des Landes beträgt jeweils 350.000 Euro. 
Für die Fortführung des Programms in 2011 und 2012 
ist § 23 Abs. 10 entsprechend zu ändern 
 

(10) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr darf im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium zum Aufbau eines Schiffspools 
Wasserfahrzeuge auch kostenlos einer Betrei-
bergemeinschaft für deutsche Forschungsschiffe 
übereignen. Das Finanzministerium darf auf An-
trag des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr die entsprechenden Titel einrichten 
und aus dem Kapitel 0623 Titelgruppen 62 und 64 
Mittel umsetzen. 
 

 

(11) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium alles Notwendige zu 
Veranlassen, um zur Steigerung der Effizienz der 
Patentverwertung eine gesellschaftsrechtliche 
Veränderung der PVA Patent- und Verwertungs-
agentur für die wissenschaftlichen Einrichtungen 
in Schleswig-Holstein GmbH und/oder die Zu-
sammenführung der Patentverwertungsaktivitäten 
von Schleswig-Holstein und Hamburg vorzuneh-
men. Das Finanzministerium darf auf Antrag des 
Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verkehr gegebenenfalls erforderliche Titel einrich-
ten und Mittel umsetzen. 
 

 

(12) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Verkehr darf für die Wirtschaftsförderung und 
Technologietransfer GmbH zur Sicherung des 
Projektes „Enterprise Europe Network HH-SH -
EEN-" gegenüber der Europäischen Union eine 
Garantieerklärung, von bis zu 300 000 Euro jähr-
lich unentgeltlich abgeben. 
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(13) Das Ministerium für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr w ird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium Ver-
pflichtungen zur Erstattung der Kosten für die 
auftragsweise Wahrnehmung bergbehördli-
cher Aufgaben des Landes Schleswig-
Holstein durch niedersächsische Behörden ab 
2011 einzugehen. 
 

Bergbehörde für das Land Schleswig-Holstein ist das 
niedersächsische Landesamt für Bergbau, Energie 
und Geologie (LBEG). Die Fachaufsicht übt das Land 
aus, soweit das LBEG als Bergbehörde für das Land 
tätig wird. Hierfür leistet Schleswig-Holstein dem Land 
Niedersachsen einen jährlichen Verwaltungskosten-
beitrag, der durch KLR ermittelt wird. Die entspre-
chende Vereinbarung zwischen beiden Ländern soll 
neu gefasst werden. 
 

 
 

 

§ 24 
Ermächtigungen für den 

Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Bildung und Kultur 

 

 
Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Bildung und Kul-
tur der Zahlung von Anwärtersonderzuschlägen 
nach der Bestimmung des § 63 BBesG in der 
Lehrerlaufbahn der Studienrätinnen und Studien-
räte an Berufsbildenden Schulen bis zur Höhe 
von jeweils 600 000 Euro in den Jahren 2011, 
2012, 2013 und 2014 zuzustimmen. Zur Deckung 
der Mehrausgaben sind bis zu 15 Planstellen je 
Haushaltsjahr im Kapitel 0716 nicht zu besetzen.  
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung 
sowie Fortgeltung der Regelung für den Haushalt 
2011/2012. 

(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, im 
Zusammenhang mit der Förderung von Betreu-
ungs- und Ganztagsangeboten auf Antrag des 
Ministeriums für Bildung und  Kultur Mittel aus  
den in den Kapiteln 0711 bis 0716 veranschlagten 
Personalkostenansätzen umzusetzen, erforderli-
che Titel einschließlich Verpflichtungsermächti-
gungen und der entsprechenden Haushaltsver-
merke einzurichten oder zu ändern sowie Plan-
stellen und Stellen auszubringen, in zusätzliche 
Ausgaben oder Verpflichtungen einzuwilligen 
sowie erforderliche Umsetzungen von Mitteln 
vorzunehmen, wenn und soweit die Finanzierung 
der Maßnahmen gedeckt ist. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 

(3) Das Finanzministerium darf im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Bildung und Kultur die 
im Zusammenhang mit der Neuordnung der ver-
traglichen Beziehungen mit der Freien und Han-
sestadt Hamburg erforderlich werdenden Titel 
einschließlich Verpflichtungsermächtigung mit 
den entsprechenden Ansätzen und Haushalts-
vermerken einrichten und ändern sowie in zusätz-
liche Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigun-
gen einwilligen, wenn und soweit die Finanzie-
rung gedeckt ist. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 
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(4) Das Ministerium für Bildung und Kultur darf 
der Kulturstiftung des Landes und der Bürgerstif-
tung Schleswig-Holsteinische Gedenkstätten zu-
sagen, dass auf die Erstattung von Personal- und 
Sachausgaben verzichtet wird, die durch den 
Einsatz von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Landes im Rahmen der Geschäftsführung der 
Kulturstiftung und der Bürgerstiftung Schleswig-
Holsteinische Gedenkstätten entstehen. 
 

Übernahme der Regelung aus § 28 Abs. 1 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 

(5) Das Ministerium für Bildung und Kultur  
ermächtigt die Kulturstiftung des Landes Schles-
wig-Holstein, die in 1995 übertragenen 511 290 
Euro Ertrag bringend anzulegen und ihre Erträge 
- getrennt vom sonstigen Stiftungsvermögen - im 
Sinne des Stiftungszwecks gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Umwandlung der 
Kulturstiftung des Landes Schleswig-Holstein in 
eine Stiftung des öffentlichen Rechts vom 30. Mai 
1995 (GVOBl. Schl.-H. S. 221), Zuständigkeiten 
und Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verord-
nung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 
487), für die Kulturarbeit der Friesen im Lande 
einzusetzen (unselbständige Stiftung). 
 

Übernahme der Regelung aus § 28 Abs. 2 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 

(6) Das Ministerium für Bildung und Kultur darf 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium zur 
Sicherung der Finanzierung der Stiftung Schles-
wig-Holstein Musik Festival Bürgschaften, Garan-
tien, Sicherheitsleistungen einschließlich Patro-
natserklärungen oder sonstige Gewährleistungen 
bis zu einem Betrag von 1 200 000 Euro über-
nehmen. In Anspruch genommene Ermächtigun-
gen aus Vorjahren sind anzurechnen. 
 

Übernahme der Regelung aus § 28 Abs. 4 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 

(7) Das Finanzministerium w ird ermächtigt im 
Einvernehmen mit dem Ministerium für Bil-
dung und Kultur im Zusammenhang mit einem 
möglichen Verkauf des Landeskulturzentrums 
Salzau erforderliche Titel einschließlich Ver-
pflichtungsermächtigungen mit den entspre-
chenden Ansätzen und Haushaltsvermerken 
einzurichten, umzusetzen und zu ändern so-
wie Planstellen und Stellen zu übertragen oder 
zu ändern und in zusätzliche Ausgaben oder 
Verpflichtungen einzuw illigen, w enn und so-
weit die Finanzierung der Maßnahmen gedeckt 
ist. 
 

Sicherung der Handlungsfähigkeit im Falle des Ver-
kaufs der Liegenschaft Landeskulturzentrum Salzau. 
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§ 25 
Ermächtigungen für den Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Justiz, Gleichstellung 

und Integration 
 

 
Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 
 

 Der bisherige Absatz 1 wird nicht mehr benötigt. 
 

 Umsetzung des bisherigen Abs. 2 in Folge geänderter 
Ressortzuständigkeit nach § 28. 
 

 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden nicht mehr 
benötigt. 
 

(1) Das Ministerium für Justiz, Gleichstellung 
und Integration w ird ermächtigt, den Kreisen 
und kreisfreien Städten Erstattungen für 
Aufwendungen von bis 1.000 000 Euro jährlich 
bis zu einer Dauer v on fünf Jahren, in 
Ausnahmefällen mit Einw illigung des 
Finanzministeriums auch für einen längeren 
Zeitraum, zuzusagen, die ihnen für die 
Anmietung oder Pacht geeigneter Gebäude 
zur Unterbringung v on Asy lbewerberinnen 
und Asylbewerbern entstehen. 
 

Übernahme der Regelung aus § 19 Abs. 6 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 

(2) Das Ministerium für Justiz, Gleichstellung 
und Integration darf für die Vergabe v on 
Gutachten im Bereich der atomrechtlichen 
Verfahren Verpflichtungen in Höhe der v on 
den Betreibern zu erstattenden Mittel 
eingehen. 

Übernahme der Regelung aus § 26 Abs. 3 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 

 
 

 

§ 26 
Ermächtigungen für den 

Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Arbeit, Soziales und Gesundheit 

 

 
Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 
 

(1) Das Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit wird ermächtigt, mit den Städten 
Kiel, Lübeck und Flensburg Verwaltungsvereinba-
rungen zu schließen, wonach diese die Lan-
desaufgabe Verletztenversorgung in den Küsten-
gewässern und auf Anforderung entsprechende 
Aufgaben auch in anderen Gewässern wahrneh-
men. Es darf zu diesem Zweck Verpflichtungen 
auch gegenüber anderen Stellen zur Übernahme 
der Kosten für Aus- und Fortbildung, Übungen, 
Ausstattung samt Unterhaltung, Organisation und 
Koordination, Haftungsrisiken sowie Absicherung 
der Unfallrisiken gegen Deckung eingehen. Es 
darf den Städten und anderen Stellen Kosten-
übernahme für den Einsatzfall gegen Deckung 
zusagen. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 
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(2) Das Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit w ird ermächtigt, mit der Landes-
arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsv er-
bände und den freien Wohlfahrtsverbänden 
einen Zuw endungsvertrag über die Wahrneh-
mung von sozialen Aufgaben (Sozialv ertrag I) 
für die Dauer v on vier Jahren - beginnend ab 
01.01.2011 - zu schließen. Das Vertragsv olu-
men ist auf den entsprechenden Haushaltsan-
satz bei Titel 1005 - 684 04 begrenzt. Die Mittel 
werden jährlich in v ier gleichen Raten ausge-
zahlt und sind spätestens bis zum Ende des 
folgenden Haushaltsjahres entsprechend den 
zu schließenden Zielv ereinbarungen zu ver-
wenden. 
 

Fortsetzungsregelung für den Sozialvertrag I. 

(3) Das Ministerium für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit w ird ermächtigt, den mit der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der freien Wohl-
fahrtsverbände und den freien Wohlfahrtsver-
bänden geschlossenen Zuwendungsvertrag 
über die Wahrnehmung v on Aufgaben der 
ambulanten Suchtkrankenhilfe und der dezen-
tralen Psy chiatrie (Sozialv ertrag II) um ein 
Jahr bis zum 31.12.2011 zu v erlängern, sow ie 
einen Anschlussvertrag, auch mit einem ande-
ren Vertragspartner, mit einer Laufzeit v on 
drei Jahren z u schließen. Das jeweilige Ver-
tragsvolumen ist auf den entsprechenden 
Haushaltsansatz bei Titel 1002 - 684 04 be-
grenzt. 
 

Fortsetzungsregelung für den Sozialvertrag II. 

 Der bisherige Absatz 2 wird nicht mehr benötigt. 
 

 Umsetzung des bisherigen Absatz 3 nach § 25 Abs. 2 
in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 
 

(4) Das Finanzministerium wird ermächtigt, auf 
Antrag des Ministeriums für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit für die Maßnahme „Kein Kind 
ohne Mahlzeit“ notwendige Mittel bereitzustellen 
sowie Titel, Haushaltsvermerke und Verpflich-
tungsermächtigungen auszubringen. Die anfal-
lenden Ausgaben werden durch Minderausgaben 
im Einzelplan 10 gedeckt. 
 

Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung und 
Abwicklung. 
 

 
 

 

§ 27 
Ermächtigungen für den Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume 

 

 

(1) Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, mit Wald-
eigentümerinnen und Waldeigentümern zur Erhal-
tung der NATURA 2000 - Gebiete und der Flä-
chen entsprechend Artikel 17 FFH - Richtlinie im 
Rahmen des Vertragsnaturschutzes langfristige 
Verträge zu schließen. Die erforderlichen Haus-
haltsmittel werden innerhalb des Einzelplans 13 
gedeckt. 
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(2) Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, bei ge-
meinsam mit der Europäischen Union (EU) finan-
zierten Maßnahmen Zusagen in Höhe der jeweils 
vorgesehenen EU-Fördermittel zu machen. Diese 
Ermächtigung gilt für folgende gemeinsam mit der 
EU finanzierten Programme: 
 

 

1. Plan des Landes Schleswig-Holstein zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates 
vom 20. September 2005 (Abl. EG L 277) 
sowie des Folgeprogramms auf der Grundla-
ge der EU-Verordnung über die Förderung 
der Entwicklung des ländlichen Raumes 

 

 

2. Gemeinschaftsinitiative LEADER PLUS für 
das Land Schleswig-Holstein 

 

 

3. Operationelles Programm Europäischer Fische-
reifonds (EEF) Förderperiode 2007-2013 der 
Bundesrepublik Deutschland gem. Verordnung 
(EG) Nr. 1198/2006  

 

 

(3) Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, der Aka-
demie für ländliche Räume e.V. in der Akademie 
für Natur und Umwelt am Standort Flintbek Büro-
infrastruktur in einem Gegenwert von bis zu 
18 000 Euro zur unentgeltlichen Nutzung zur Ver-
fügung zu stellen. 
 

Der letzte Halbsatzes der alten Regelung wird nicht 
mehr benötigt. 

 Der bisherige Absatz 4 wird nicht mehr benötigt. 
 

(4) Das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume wird ermächtigt, eine Frei-
halteerklärung gegenüber den Schleswig-
Holsteinischen Landesforsten - Anstalt des öffent-
lichen Rechts für anteilige Pensionsansprüche an 
Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamte, 
soweit sie auf Beschäftigungszeiten beim Land 
Schleswig-Holstein beruhen, 2011 in Höhe v on 
80 000 Euro und 2012 in Höhe v on 130 000 
Euro und für anteilige Pensionsbeihilfeansprüche 
an Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte, soweit sie auf Beschäftigungszeiten beim 
Land Schleswig-Holstein beruhen, 2011 in Höhe 
von 10 000 Euro und 2012 in Höhe v on 15 000 
Euro abzugeben. 
 

Mit dem Gesetz über die Anstalt Schleswig-
Holsteinische Landesforsten und zur Änderung ande-
rer Vorschriften vom 13. Dezember 2007 sind zum 1. 
Januar 2008 die Schleswig-Holsteinische Landesfors-
ten (SHLF) als Anstalt des öffentlichen Rechts errich-
tet worden. Nach § 4 Abs. 4 des o.g. Gesetzes richtet 
sich die Aufteilung der Versorgungslasten zwischen 
dem Land und der Anstalt nach § 107 b des Beam-
tenversorgungsgesetzes. Danach werden die Versor-
gungsbezüge von Beamten im Falle des Eintritts des 
Versorgungsfalles von der SHLF und dem Land antei-
lig im Verhältnis der beim jeweiligen Dienstherrn abge-
leisteten ruhegehaltfähigen Dienstzeiten getragen. Die 
Höhe des vom Land zu tragenden Anteils ist versiche-
rungsmathematischen Gutachten zu entnehmen und 
wird im HG festgelegt. Grundlage ist hier das Pensi-
onsgutachten vom Mai 2009. 
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§ 28 
Ermächtigungen für den 

Geschäftsbereich des Ministerpräsidenten 
 

 

 Umsetzung der bisherigen Absätze 1, 2 und 4 nach   § 
24 Abs. 4, 5 und 6 in Folge geänderter Ressort-
zuständigkeit. 
 

 Der bisherige Absatz 3 wird nicht mehr benötigt. 
 

Der Ministerpräsident w ird ermächtigt, im Ein-
vernehmen mit dem Finanzministerium ge-
genüber der EU Gew ährleistungen für Pro-
jektbeteiligte aus Schlesw ig-Holstein bis z u 
einem B etrag v on 4 600 000 Euro für die 
Abwicklung des Programms INTERREG IV B, 
Ostseeraum, und bis zu einem Betrag v on 
4 600 000 Euro für die Abw icklung des 
Programms INTERREG IV B, Nordseeraum, 
sowie bis zu einem Betrag von 1 200 000 Euro 
für die Abw icklung des Programms 
INTERREG IV C zu übernehmen sow ie mit der 
Investitionsbank Aufgabenüber-
tragungsverträge gemäß § 8 Abs. 1 des 
Investitionsbankgesetzes v om 7. Mai 2003 
(GVOBl. Schl.-H. S. 206), Zuständigkeiten und 
Ressortbezeichnungen ersetzt durch Verord-
nung v om 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 487), abzuschließen. In Anspruch 
genommene Ermächtigungen aus Vorjahren 
sind anzurechnen.  

Übernahme der Regelung aus § 25 Abs. 2 HG 2009/ 
2010 in Folge geänderter Ressortzuständigkeit. 
 

  

§ 29 
Investitionsbank 

 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Titel 
einzurichten und in zusätzliche Ausgaben einzu-
willigen, wenn die Erfüllung von Förderaufgaben 
gegen Entgelt auf die Investitionsbank übertragen 
wird, sofern die Haushaltsdeckung dargelegt wird. 
 

 

(2) Zur Vorbereitung und Durchführung des 
Wohnraumförderungsprogramms für das folgende 
Jahr darf das Finanzministerium auf Antrag des 
Innenministeriums Landesmittel zur Wohnraum-
förderung und zur Finanzierung von Gemein-
schaftsanlagen schon vor Inkrafttreten des Haus-
haltsplanes mit der Maßgabe freigeben, dass die 
Investitionsbank über die freigegebenen Mittel 
durch Darlehensbewilligung verfügen und ihre 
Auszahlung für das nächste Haushaltsjahr ver-
bindlich zusagen darf. 
 

 

(3) Die zuständigen Fachministerien dürfen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium der 
Investitionsbank die Erstattung ihrer gesamten 
Pensionsleistungen für die Landesbeamtinnen 
und Landesbeamten zusagen, die mit der Über-
tragung von Förderaufgaben zu deren Bearbei-
tung in den Dienst der Investitionsbank treten. 
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§ 30 
Ermächtigung zur Änderung der 

Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben 
 

 

(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, die 
Ansätze für die Gemeinschaftsaufgaben „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ an die dem Land endgültig v om 
Bund bereitgestellten Beträge anzupassen. 
Eine sich daraus ergebende Nettomehrbelastung 
des Landes ist durch Einsparungen an anderer 
Stelle des Haushalts zu decken. 
 
(2) Das Finanzministerium wird ermächtigt, inner-
halb der Kapitel für die im Absatz 1 genannten 
Gemeinschaftsaufgaben zusätzliche Titel mit 
neuen Zweckbestimmungen einzurichten, wenn 
das zur Anpassung an den endgültig festgestell-
ten Rahmenplan bzw . Koordinierungsrahmen  
erforderlich ist. 
 

Die GRW-Rahmenplanung wurde abgeschafft. Der 
mehrjährige Koordinierungsrahmen regelt künftig die 
aktuellen Förderinhalte, jedoch nicht mehr verbindlich 
die Finanzplanung. Bei der GAK wurde das Verfahren 
der Rahmenplanung beibehalten. In beiden Fällen 
sollte sichergestellt sein, dass das Land auf Basis der 
endgültig bereitgestellten Beträge eine Kofinanzie-
rung leisten kann. Unterjährig kann es zu einer Mittel-
verlagerung aus anderen Ländern kommen. 

 Die bisherigen  
§ 31   (Föderalismusreform II)  
und  
§ 32   (Kofinanzierung beschäftigungswirksamer Maß-

nahmen)  
werden nicht mehr benötigt. 

 
 

 

§ 31 
Solländerungen 

 

 

(1) Die zusätzlichen Ausgaben und Verpflichtun-
gen sowie die zur Deckung erforderlichen Beträge 
nach folgenden Bestimmungen: 
 

1.  § 6 Abs. 1  
2.  § 8 Abs. 8 und 12 
3.  § 9 Abs. 1 und 2 
4.  § 20 Abs.1, 3, 5 und 11 
5.  § 21 Abs. 4 
6.  § 22 Abs. 1 
7.  § 23 Abs. 2, 4 und 5 
8.  § 24 Abs. 3 
9.  § 26 Abs. 4 

10.  § 29 Abs. 1 
 

gelten als Änderung des Haushaltssolls. 
 

 
 
 
 
Anpassung an die Änderungen des HG-Entwurfs 
2011/2012. 

(2) Die Umsetzungen nach folgenden Bestim-
mungen des Haushaltsgesetzes 
 

1.  § 8 Abs. 7, 10, 11 und 13 
2.  § 13 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 
3.  § 14 Abs. 5, 6 und 16 
4.  § 20 Abs. 8, 13 und 14 
5.  § 23 Abs. 10 und 11 
6.  § 24 Abs. 2 und 7 

 

und nach den Haushaltsvermerken im Haushalts-
plan gelten als Änderungen des Haushaltssolls. 
 

 
 
 
Anpassung an die Änderungen des HG-Entwurfs 
2011/2012. 
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(3) Die Anpassung der endgültig festgestellten 
Rahmenpläne nach § 30 Abs. 1 sowie die zur 
Deckung der Nettomehrbelastung erforderlichen 
Einsparungen gelten als Änderung des Haus-
haltssolls. 
 

 

 
 
 

 

§ 32 
Weitergeltung von Bestimmungen 

 

 

Die nach diesem Gesetz erteilten Ermächtigun-
gen gelten bis zum Inkrafttreten des Haushalts-
gesetzes für das folgende Haushaltsjahr weiter. § 
18 Abs. 3 LHO bleibt hiervon unberührt. 
 

 

 
 
 

 

§ 33 
Änderung des Schulgesetzes 

 

 

Das Schleswig-Holsteinische Schulgesetz vom 
24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 
276), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 9. März 2010 (GVOBl. Schl.-H. S. 
356), ist in 2011 und 2012 in folgender Fassung 
anzuwenden: 
 

 

1. § 113 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung: 

 
„Die Höhe des Erstattungsbetrages nach 
Absatz 1 Satz 1 w ird auf die Prozentsätze 
nach § 122 Abs. 1 Satz 5 und § 124 Satz 1 
begrenzt.“ 
 

Die Wohnsitzgemeinden der Schülerinnen und Schü-
ler der Schulen des Dänischen Schulvereins haben 
nach geltender Rechtslage gem. § 113 Abs. 1 einen 
Betrag in Höhe von 100 % des Richtwertes an das 
Land zu zahlen, da für diese in § 113 Abs. 2 keine 
Einschränkung auf den Prozentsatz der Förderung 
vorgenommen wird. Das war insofern folgerichtig, als 
die Förderung in § 124 Satz 1 geltender Rechtslage 
ebenfalls auf 100 % des maßgeblichen Schülerkos-
tensatzes ausgerichtet ist. Dieses wird durch § 124 
Satz 1 geändert, so dass die Erstattung an das Land 
auf den entsprechenden Prozentsatz begrenzt werden 
muss. 
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2. In § 122 Abs. 1 Satz 3 wird hinter dem Wort 
„Prozentsatz“ und hinter dem Wort „Regelung“ 
jeweils das Wort „verändert“ durch das Wort 
„erhöht“ ersetzt.  
 

 

§ 122 Abs. 1 Satz 2 und 3 SchulG legt fest, dass die 
jeweiligen Schülerkostensätze der Ersatzschulen 
dadurch berechnet werden, dass der öffentliche Schü-
lerkostensatz des Jahres 2001 jährlich um den Pro-
zentsatz verändert wird, um den sich die Besoldung 
der beamteten Lehrkräfte an öffentlichen Schulen im 
Jahr vor dem Bewilligungszeitraum aufgrund gesetzli-
cher Regelung verändert hat. Die Landesregierung 
hat beginnend mit dem Jahre 2007 den Wegfall der 
Sonderzuwendung für die Beamten - und damit auch 
für die beamteten Lehrkräfte - beschlossen, so dass 
ab dem Jahre 2008 die Zuschüsse der Ersatzschulen 
um ca. 3 - 4% vermindert worden wären. Den Eintritt 
dieser Kürzung für das Jahr 2008 hat der Gesetzgeber 
dadurch vermieden, dass er mit Gesetz vom 11. März 
2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 148) einen neuen § 148 
Abs. 15 angefügt hat, durch den die für das Jahr 2007 
geltenden Schülerkostensätze für das Jahr 2008 fort-
geschrieben werden. Für die Jahre 2009 und 2010 
wurde diese Rechtslage durch eine der hier vorge-
schlagenen Änderung entsprechende Regelung in 
§ 35 des Artikel 1 des Haushaltsstrukturgesetzes zum 
Haushaltsplan 2009/2010 vom 12. Dezember 2009 
(GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 791 ff.) fortgeschrieben. 
Die Regelung war vorsorglich für den Fall gedacht, 
dass eine ursprünglich beabsichtigte Beschlussfas-
sung im Landtag über gänzlich neu gestaltete Bezu-
schussungsmodalitäten nicht oder nicht rechtzeitig 
erreicht würde. Dieser Fall ist eingetreten. Die gesetz-
lichen Bestimmungen für die Bezuschussung der 
Ersatzschulen wurden nicht verändert. Zwar ist in 
einem von der Landesregierung noch nicht beschlos-
senem Entwurf zur Änderung des Schulgesetzes 
vorgesehen, die Bestimmung aus dem o.g. Haus-
haltsstrukturgesetz als zeitlich unbefristete Regelung 
in das Schulgesetz zu übernehmen.  
Es ist jedoch zum heutigen Zeitpunkt nicht absehbar, 
ob diese Gesetzesänderung vor Ablauf des Jahres 
2010 in Kraft treten wird. Ohne erneute vorsorgliche 
Aufnahme in die haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
für die Jahre 2011/2012 kann daher nicht ausge-
schlossen werden, dass die grundsätzliche Ausgestal-
tung des § 122 Abs. 1 im SchulG 2007 zu einer Ver-
minderung der Zuschüsse an die deutschen Ersatz-
schulen ab dem Jahr 2011 führt. Das entspräche nicht 
den bildungspolitischen Zielvorstellungen, wie sie im 
Koalitionsvertrag von CDU und FDP festgelegt wor-
den sind. 
Daher wird vorsorglich auch zum Haushalt 2011/2012 
eine Änderung des § 122 Abs. 1 Satz 3 SchulG vor-
geschlagen. Das Wort „verändert“ in dem zurzeit gel-
tenden Gesetzestext hat zur Folge, dass auch Absen-
kungen der Besoldung, die sich nach 2001 ergeben 
haben, bei der Berechnung des Schülerkostensatzes 
berücksichtigt werden müssen.  
Daher würde der Wegfall der Sonderzuwendungen in 
2007 zu der Verminderung der Zuschüsse ab 2008 
führen. Wird dieses Wort durch das Wort „erhöht“ 
ersetzt, sind für die Berechnung der Zuschüsse der 
Jahre 2011 und 2012 - ebenso wie bei der Berech-
nung für die Jahre 2008 bis 2010 - nur die seit 2001 
eingetretenen oder noch zu erwartenden Erhöhungen 
zu berücksichtigen. Die mit dem Wegfall der Sonder-
zuwendung verbundene Absenkung der Besoldung 
bleibt hingegen unberücksichtigt. 
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3. In § 124 wird  
 

a) in Satz 1 die Angabe „100 %“ durch die An-
gabe „85 %“ ersetzt, 
 

 

 
 
Die Haushaltslage des Landes erfordert die Begren-
zung der Ausgaben sowohl bei den freiwilligen als 
auch den gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen des 
Landes. Die Einsparvorgaben können auch nicht vor 
den Leistungen des Landes an die dänische Minder-
heit halt machen. Die bisherige bedarfsunabhängige 
Förderung auf der Grundlage von 100% des jährlich 
neu zu ermittelnden öffentlichen Schülerkostensatzes 
stellt eine erhebliche Besserstellung des Dänischen 
Schulvereins gegenüber den Trägern der übrigen 
allgemein bildenden Ersatzschulen dar, die - grund-
sätzlich bedarfsabhängig - 80% eines auf der Basis 
der Daten von 2000 ermittelten Schülerkostensatzes 
erhalten, der nur bei einer Besoldungserhöhung der 
beamteten Lehrkräfte eine entsprechende Anhebung 
des Personalkostenanteils erfährt. Diese Besserstel-
lung erfolgt vor dem Hintergrund des besonderen 
Schutzes der dänischen Minderheit gem. Art. 5 Abs. 2 
i.V.m. Art. 8 Abs. 4 der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein. Auch bei einer Absenkung des 
prozentualen Anteils auf 85 % des aktualisierten öf-
fentlichen Schülerkostensatzes trägt der Landeszu-
schuss den besonderen Anforderungen der Minder-
heit (Unterricht in dänischer Sprache, kleine Lern-
gruppen und Schulen) Rechnung. Dabei kann nicht 
unberücksichtigt bleiben, dass auch der dänische 
Staat den Schulverein bezuschusst, und zwar mit 
einem über der Förderung des Landes Schleswig-
Holstein liegenden Betrag. 
Bei einer jährlichen Bezuschussung von insgesamt 
mehr als 30 Mio. € auf der 100%-Basis führt die Ab-
senkung auf 85% voraussichtlich zu einer Einsparung 
von ca. 4,5 Mio. € in 2011.  
Es ist davon auszugehen, dass sie auch für das Jahr 
2012, bei dem dann für die Berechnung des öffentli-
chen Schülerkostensatzes auf die Aufwendungen bei 
den Gemeinschaftsschulen abzustellen sein wird, in 
vergleichbarer Höhe ausfallen wird. 
 

b) folgender neuer Satz 3 eingefügt: 
 
„Abweichend von Satz 1 und 2 sind für das 
Haushaltsjahr 2011 zur Berechnung der 
Schülerkostensätze der Gemeinschaftsschu-
len der dänischen Minderheit die Sach- und 
Personalkosten zu Grunde zu legen, die im 
Landesdurchschnitt für eine Schülerin oder 
einen Schüler an öffentlichen Gesamtschu-
len im Jahr 2009 entstanden sind.“ 
 
Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 
 

Die Regelung stellt folglich klar, dass die Schülerkos-
tensätze der Gesamtschulen des öffentlichen Schul-
systems in 2011 maßgebend bleiben, auch wenn 
bereits ein Schulartwechsel zur Gemeinschaftsschule 
stattgefunden hat. 
Für 2012 bleibt eine Umstellung auf den Schülerkos-
tensatz der Gemeinschaftsschulen unumgänglich, da 
jedenfalls alle integrierten Gesamtschulen zum 1. 
August 2010 einen Schulartwechsel zur Gemein-
schaftsschule vornehmen und somit letztmalig in 2009 
(als Basis für den Schülerkostensatz der Ersatzschu-
len des Dänischen Schulvereins in 2011) das notwen-
dige Datenmaterial für diese Schulart gesondert er-
fasst werden kann. 

 
 

 

 Die bisherigen  
§ 36  (Änderung des Finanzausgleichgesetzes)  
§ 37  (Änderung des Kindertagesstättengesetzes)  
und  
§ 38  (Änderung des Finanzausgleichgesetzes)  
werden nicht mehr benötigt. 
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§ 34 
Schulgirokonten 

 

 

Das Ministerium für Bildung und Kultur wird er-
mächtigt, durch eine Richtlinie, die der Zustim-
mung des Finanzministeriums bedarf, die Einrich-
tung von Girokonten bei Kreditinstituten für Schu-
len in öffentlicher Trägerschaft zu regeln. Die 
Freigabe dafür erforderlicher Haushaltsmittel ob-
liegt dem Finanzausschuss. 
 

Die Regelung ist weiterhin erforderlich. Die internen 
Diskussionen zur Einführung der Schulgirokonten sind 
noch nicht abgeschlossen. 
Anpassung an die geänderte Ressortbezeichnung. 

 
 

 

 Der bisherige 
§ 40 (Pakt für Beschäftigung, Qualifizierung und 

Wachstum)  
wird nicht mehr benötigt. 
 

 
 

 

§ 35 
Inkrafttreten 

 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 
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Allgemeine Begründung 
 
 
Nach erfolgreichen Konsolidierungsschritten in den vergangenen Jahren hat sich die finan-
zielle Lage Schleswig-Holsteins in Folge der Wirtschaftskrise seit dem Jahr 2009 deutlich 
verschlechtert. In den Jahren zuvor konnte der Jahresfehlbetrag von 1.685 Mio. Euro (2005) 
auf unter 300 Mio. Euro (2008) reduziert werden. Im Jahr 2009 wuchs er auf rd. 988 Mio. 
Euro an. Die Verschuldung des Landes (inkl. ausgelagerter Verschuldungsanteile) wird En-
de 2010 auf voraussichtlich über 26 Milliarden Euro anwachsen, mit der Folge weiter stei-
gender Zinslasten. 
Vor diesem Hintergrund ist die Konsolidierung der Landesfinanzen auch in den kommen-
den Jahren das wichtigste Ziel der Finanzpolitik der Landesregierung, um Handlungsspiel-
räume für die Gestaltung wichtiger Zukunftsaufgaben zurück zu gewinnen und künftige Ge-
nerationen vor untragbaren Belastungen zu bewahren. 
Mit breiter Zustimmung hat der Landtag in seiner 17. Sitzung beschlossen, Regelungen in 
die Landesverfassung aufzunehmen, die die Erreichung des Konsolidierungsziels sicher-
stellen:  
Gem. Art. 59 a Abs. 1 der geänderten Verfassung des Landes Schleswig-Holstein ist das 
strukturelle Haushaltsdefizit des Landes in gleichmäßigen Schritten von jeweils 10 % des 
Ausgangswertes im Jahr 2010 bis zum Jahr 2019 vollständig abzubauen. Mit der Einhal-
tung dieser Vorgaben erfüllt Schleswig-Holstein auch die Voraussetzungen, die das Grund-
gesetz (Art. 143 Abs. 2 GG) an die Gewährung einer von Bund und Ländern finanzierten 
Konsolidierungshilfe stellt. 
 
Die ersten Schritte des Konsolidierungspfades sind mit dem Entwurf für den Doppelhaus-
halt 2011/2012 zu gehen. 
 
Bis zur konkreten Festlegung eines einheitlichen Konjunkturbereinigungsverfahrens zwi-
schen Bund und Ländern, wird von einem strukturellen Finanzierungsdefizit des Landes in 
Höhe von rund 1.250 Mio. Euro ausgegangen. Dieser Wert wurde auf der Basis des Haus-
haltsplans 2010 in der Fassung des 2. Nachtragshaushaltsgesetzes vom 22. Juli 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 413) unter der Annahme errechnet, dass die prognostizierten Steuer-
einnahmen aufgrund konjunktureller Einflüsse (Konjunkturkomponente) rund 500 Mio. Euro 
unterhalb der Steuereinnahmen entsprechend dem langfristigen Durchschnitt liegen. Der 
für die Haushaltsplanung zugrunde gelegte Wert errechnet sich als Differenz zwischen tat-
sächlichem Defizit und Konjunktureffekt: 
 
 Mio. Euro 
Finanzierungsdefizit (gerundet) = 1.750 

Konjunktureffekt +/- -500 
strukturelles Defizit des Jahres 2010  (gerundet) = 1.250 

 
Mit dem Doppelhaushalt 2011/2012 wird das Ziel verfolgt, das strukturelle Defizit bis zum 
Jahr 2012 auf 1 Mrd. Euro abzusenken. Im Jahr 2011 beträgt das strukturelle Defizit 960 
Mio. Euro und im Jahr 2012  933 Mio. Euro. Damit wird dieses Ziel erreicht. 
 
Jahr 2010 2011 2012 
 Mio. Euro 
maximal zulässiges strukturelle Defizit 1.250 1.125 1.000 
konjunkturell zulässiges Defizit 
(Konjunkturkomponente) 500

 
550 

 
380 

maximal zulässiges Defizit 1.750 1.675 1.380 
Finanzierungsdefizit (gerundet) 1.750 1.510 1.313 
strukturelles Defizit (gerundet) 1.250 960 933 
Nettokreditaufnahme 1.585 1.628 1.352 
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Das Haushaltsgesetz wird ergänzt um Ermächtigungen, die für die Umsetzung der Konsoli-
dierungsmaßnahmen in den Haushaltsjahren 2011 und 2012 benötigt werden. 
Darüber hinaus wird der Haushaltsvollzug durch erweiterte Regelungen in Bezug auf De-
ckungsfähigkeiten und Rücklagenbildung weiter flexibilisiert, um den Ministerien die bud-
getorientierte Mittelbewirtschaftung zu erleichtern. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Gesetzentwurf und seine Begründung Be-
zug genommen.  
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Haushaltsübersicht 2011

Haushaltsübersicht (Beträge in T€) 2011

Einnahmen

Einzel-
plan

Bezeichnung Jahr
01 - 09

Steuern und
steuer-

ähnliche
Abgaben

11 - 19
Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen

aus
Schulden-
dienst und

dgl.

21 - 29
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

31 - 34
Schulden-
aufnahme,
Zuwendun-

gen für
Investitionen

35 - 39
Besondere
Finanzie-

rungs-
einnahmen

Gesamt-
einnahmen

- T€ -

01 Landtag 2011 0,0 89,7 0,0 0,0 0,0 89,7

02 Landesrechnungshof 2011 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5

03 Ministerpräsident, Staatskanz-
lei

2011 0,0 133,0 470,7 0,0 0,0 603,7

04 Innenministerium 2011 0,0 24.288,2 54.750,8 25.739,6 6.174,0 110.952,6

05 Finanzministerium 2011 0,0 25.842,2 15.940,0 0,0 0,0 41.782,2

06 Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr

2011 0,0 89.000,2 327.253,0 139.799,5 1.175,5 557.228,2

07 Ministerium für Bildung und 
Kultur

2011 0,0 389,3 17.751,5 26.000,0 311,6 44.452,4

09 Ministerium für Justiz, Gleich-
stellung und Integration

2011 0,0 158.004,0 2.556,4 0,0 0,0 160.560,4

10 Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit

2011 0,0 4.265,1 122.400,1 22.322,9 343,0 149.331,1

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2011 5.664.800,0 68.468,9 575.764,5 4.668.519,4 2.981,5 10.980.534,3

12 Hochbaumaßnahmen des Lan-
des

2011 0,0 8.350,0 44.000,0 27.056,6 0,0 79.406,6

13 Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume

2011 52.180,1 4.637,4 45.126,1 46.282,9 2.937,4 151.163,9

Summe Haushalt 2011 5.716.980,1 383.468,5 1.206.013,1 4.955.720,9 13.923,0 12.276.105,6

Summe Haushalt 2010 5.608.883,0 468.674,8 1.166.713,2 5.119.154,3 189.003,2 12.552.428,5

mehr(+) / weniger(-) +108.097,1 -85.206,3 +39.299,9 -163.433,4 -175.080,2 -276.322,9
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Ausgaben

41 - 49
Personal-
ausgaben

51 - 55
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben

56 - 59
Schulden-

dienst

61 - 69
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

71 - 79
Baumaß-
nahmen

81 - 89
Sonstige

Investitionen
und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

91 - 99
Besondere 
Finanzie-

rungs-
ausgaben

Gesamt-
ausgaben

Überschuss
(+)
/

Zuschuss
(-)

- T€ -

25.039,4 2.215,4 0,0 6.344,2 0,0 324,5 0,0 33.923,5 -33.833,8

4.904,3 1.337,8 0,0 2,1 0,0 70,0 0,0 6.314,2 -6.313,7

12.690,1 2.860,6 0,0 1.478,0 0,0 4.400,0 0,0 21.428,7 -20.825,0

343.472,2 38.764,1 400,0 132.891,8 4.069,3 55.341,6 0,0 574.939,0 -463.986,4

172.954,4 10.961,3 0,0 949,9 0,0 145,0 0,0 185.010,6 -143.228,4

16.182,0 4.646,3 0,0 910.002,7 1.203,7 250.100,0 1.750,1 1.183.884,8 -626.656,6

1.200.368,1 8.421,3 0,0 135.684,7 0,0 47.845,6 1.361,1 1.393.680,8 -1.349.228,4

219.969,3 144.007,7 0,0 32.647,5 0,0 1.294,9 0,0 397.919,4 -237.359,0

30.685,7 11.071,1 0,0 940.461,9 0,0 64.547,0 43,0 1.046.808,7 -897.477,6

1.339.593,4 83.801,3 4.006.291,8 1.121.605,4 10.741,0 170.825,3 127.077,8 6.859.936,0 +4.120.598,3

0,0 132.297,6 0,0 567,5 158.950,6 5.294,0 0,0 297.109,7 -217.703,1

54.963,1 18.401,2 0,0 117.090,5 320,0 83.937,0 438,4 275.150,2 -123.986,3

3.420.822,0 458.785,7 4.006.691,8 3.399.726,2 175.284,6 684.124,9 130.670,4 12.276.105,6 +0,0

3.315.193,6 449.703,9 4.206.608,8 3.474.760,9 200.180,6 912.581,5 -6.600,8 12.552.428,5 +0,0

+105.628,4 +9.081,8 -199.917,0 -75.034,7 -24.896,0 -228.456,6 +137.271,2 -276.322,9
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Verpflichtungsermächtigungen 2011

noch Haushaltsübersicht 2011

Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen
(Beträge in T€) 

Einzel-
plan Bezeichnung

Ver-
pflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) dürfen
fällig werden

2011 2012 2013 2014 2015 ff.

T€

1 2 3 4 5 6 7

03 Ministerpräsident, Staatskanzlei 13.620,0 7.300,0 6.300,0 20,0

04 Innenministerium 21.112,0 6.352,0 6.134,0 4.852,0 3.774,0

05 Finanzministerium 300,0 150,0 150,0

06 Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Ver-
kehr

275.183,0 157.603,0 29.862,0 27.718,0 60.000,0

07 Ministerium für Bildung und Kultur 63.339,0 29.113,0 31.113,0 3.113,0

10 Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit 26.801,0 10.938,0 6.660,0 5.775,0 3.428,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2.500,0 1.000,0 500,0 1.000,0

12 Hochbaumaßnahmen des Landes 154.458,0 63.152,0 50.890,0 32.376,0 8.040,0

13 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume

85.315,0 37.049,0 23.221,0 14.096,0 10.949,0

Zusammen: 642.628,0 312.657,0 154.830,0 88.950,0 86.191,0
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Teil II:   Finanzierungsübersicht 2011

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos
1. Ausgaben

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rück-
lagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages) 9.169.209,4 T€

2. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, 
und Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen) 7.657.811,0 T€

3. Finanzierungssaldo 1.511.398,4 T€

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos
4. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.617.294,6 T€

4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 2.989.148,8 T€

Netto-Neuverschuldung (Saldo aus 4.1 und 4.2) 1.628.145,8 T€

5. Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge - T€

6. Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen - T€

7. Rücklagenbewegung

7.1 Entnahmen aus Rücklagen 1.000,0 T€

7.2 Zuführungen an Rücklagen 117.747,4 T€

Saldo aus 7.1 und 7.2 - 116.747,4 T€

8. Finanzierungssaldo 1.511.398,4 T€

Teil III:   Kreditfinanzierungsplan 2011

I. Kredite am Kreditmarkt
1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.617.294,6 T€

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 2.989.148,8 T€

3. Saldo aus 1. und 2. 1.628.145,8 T€

II. Kredite im öffentlichen Bereich
4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften - T€

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften 492,8 T€

Rainer.Granert
Rechteck
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Haushaltsübersicht 2012

Haushaltsübersicht (Beträge in T€) 2012

Einnahmen

Einzel-
plan

Bezeichnung Jahr
01 - 09

Steuern und
steuer-

ähnliche
Abgaben

11 - 19
Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen

aus
Schulden-
dienst und

dgl.

21 - 29
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

31 - 34
Schulden-
aufnahme,
Zuwendun-

gen für
Investitionen

35 - 39
Besondere
Finanzie-

rungs-
einnahmen

Gesamt-
einnahmen

- T€ -

01 Landtag 2012 0,0 99,7 0,0 0,0 0,0 99,7

02 Landesrechnungshof 2012 0,0 0,5 0,0 0,0 0,0 0,5

03 Ministerpräsident, Staatskanz-
lei

2012 0,0 133,0 466,8 0,0 0,0 599,8

04 Innenministerium 2012 0,0 23.298,2 49.289,7 24.298,0 6.174,0 103.059,9

05 Finanzministerium 2012 0,0 25.838,7 16.645,5 0,0 0,0 42.484,2

06 Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr

2012 0,0 91.838,9 343.044,4 136.946,0 1.175,5 573.004,8

07 Ministerium für Bildung und 
Kultur

2012 0,0 387,5 17.937,8 14.000,0 311,6 32.636,9

09 Ministerium für Justiz, Gleich-
stellung und Integration

2012 0,0 160.012,0 2.449,5 0,0 0,0 162.461,5

10 Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit

2012 0,0 4.265,4 123.759,3 22.322,9 343,0 150.690,6

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2012 5.984.000,0 68.591,9 648.341,7 4.215.534,8 3.123,1 10.919.591,5

12 Hochbaumaßnahmen des Lan-
des

2012 0,0 9.450,0 45.000,0 35.306,6 0,0 89.756,6

13 Ministerium für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume

2012 67.100,0 4.639,6 44.307,5 48.870,1 6.937,4 171.854,6

Summe Haushalt 2012 6.051.100,0 388.555,4 1.291.242,2 4.497.278,4 18.064,6 12.246.240,6

Summe Haushalt 2011 5.716.980,1 383.468,5 1.206.013,1 4.955.720,9 13.923,0 12.276.105,6

mehr(+) / weniger(-) +334.119,9 +5.086,9 +85.229,1 -458.442,5 +4.141,6 -29.865,0
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Ausgaben

41 - 49
Personal-
ausgaben

51 - 55
Sächliche

Verwaltungs-
ausgaben

56 - 59
Schulden-

dienst

61 - 69
Zuwendun-

gen mit
Ausnahme

für
Investitionen

71 - 79
Baumaß-
nahmen

81 - 89
Sonstige

Investitionen
und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

91 - 99
Besondere 
Finanzie-

rungs-
ausgaben

Gesamt-
ausgaben

Überschuss
(+)
/

Zuschuss
(-)

- T€ -

24.027,0 2.157,7 0,0 6.549,7 0,0 590,1 0,0 33.324,5 -33.224,8

4.904,3 1.312,1 0,0 2,1 0,0 63,0 0,0 6.281,5 -6.281,0

12.363,5 2.748,5 0,0 1.424,0 0,0 7.300,0 0,0 23.836,0 -23.236,2

341.771,7 38.886,4 400,0 118.424,6 0,0 54.336,0 0,0 553.818,7 -450.758,8

171.371,9 11.201,7 0,0 1.004,9 0,0 235,4 0,0 183.813,9 -141.329,7

16.042,2 3.618,9 0,0 930.214,5 1.003,7 247.279,9 1.891,7 1.200.050,9 -627.046,1

1.188.127,1 8.426,8 0,0 136.647,7 0,0 36.382,6 1.361,1 1.370.945,3 -1.338.308,4

218.579,3 143.979,3 0,0 31.761,4 0,0 830,0 0,0 395.150,0 -232.688,5

30.066,2 10.888,0 0,0 956.058,2 0,0 64.985,4 43,0 1.062.040,8 -911.350,2

1.410.363,7 83.963,0 4.001.028,9 1.170.800,3 450,0 138.315,7 48.265,1 6.853.186,7 +4.066.404,8

0,0 133.187,5 0,0 567,5 156.044,6 1.970,0 0,0 291.769,6 -202.013,0

54.188,9 17.857,1 0,0 113.432,4 266,0 85.839,9 438,4 272.022,7 -100.168,1

3.471.805,8 458.227,0 4.001.428,9 3.466.887,3 157.764,3 638.128,0 51.999,3 12.246.240,6 +0,0

3.420.822,0 458.785,7 4.006.691,8 3.399.726,2 175.284,6 684.124,9 130.670,4 12.276.105,6 +0,0

+50.983,8 -558,7 -5.262,9 +67.161,1 -17.520,3 -45.996,9 -78.671,1 -29.865,0
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Verpflichtungsermächtigungen 2012

noch Haushaltsübersicht 2012

Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen
(Beträge in T€) 

Einzel-
plan Bezeichnung

Ver-
pflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Von dem Gesamtbetrag (Spalte 3) dürfen
fällig werden

2012 2013 2014 2015 ff.

T€

1 2 3 4 5 6

04 Innenministerium 43.401,0 17.265,0 10.625,0 15.511,0

05 Finanzministerium 270,0 270,0

06 Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Ver-
kehr

154.306,0 36.510,0 29.512,0 88.284,0

07 Ministerium für Bildung und Kultur 35.339,0 31.113,0 3.113,0 1.113,0

10 Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit 12.338,0 6.255,0 2.006,0 4.077,0

11 Allgemeine Finanzverwaltung 2.500,0 500,0 1.000,0 1.000,0

12 Hochbaumaßnahmen des Landes 110.272,0 52.821,0 33.911,0 23.540,0

13 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume

73.311,0 33.956,0 21.001,0 18.354,0

Zusammen: 431.737,0 178.690,0 101.168,0 151.879,0
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Teil II:   Finanzierungsübersicht 2012

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos
1. Ausgaben

(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zuführungen an Rück-
lagen und Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen Fehlbetrages) 9.343.492,2 T€

2. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rücklagen, 
und Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen) 8.029.705,8 T€

3. Finanzierungssaldo 1.313.786,4 T€

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos
4. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

4.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.215.534,8 T€

4.2 Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt 2.863.813,7 T€

Netto-Neuverschuldung (Saldo aus 4.1 und 4.2) 1.351.721,1 T€

5. Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge - T€

6. Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen - T€

7. Rücklagenbewegung

7.1 Entnahmen aus Rücklagen 1.000,0 T€

7.2 Zuführungen an Rücklagen 38.934,7 T€

Saldo aus 7.1 und 7.2 - 37.934,7 T€

8. Finanzierungssaldo 1.313.786,4 T€

Teil III:   Kreditfinanzierungsplan 2012

I. Kredite am Kreditmarkt
1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 4.215.534,8 T€

2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt T€ 2.863.813,7 T€

3. Saldo aus 1. und 2. 1.351.721,1 T€

II. Kredite im öffentlichen Bereich
4. Einnahmen aus Krediten von Gebietskörperschaften - T€

5. Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften 493,1 T€

Rainer.Granert
Rechteck




